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„Nicht ohne Gleichstellung!“ – Ab-
sicherung von Gleichstellungsverpflich-
tungen bei Privatisierung öffentlicher 
Einrichtungen   
 
Sandra Lewalter 

1 Einleitung 
Auf den ersten Blick scheinen Privatisierung und die 
Durchsetzung der  tatsächlichen Gleichstellung der 
Geschlechter nicht viel miteinander zu tun zu haben. 
Die Privatisierungsdebatte war lange Zeit ausschließlich 
geprägt von Fragen der staatlichen Haushaltsent-
lastung, der Effizienzsteigerung, der Erhaltung der 
Wettbewerbsfähigkeit sowie der Qualität von öffent-
lichen Gütern und Dienstleistungen. Befürworter_innen 
sagten positive Wirkungen für nahezu alle Bereiche 
herkömmlich öffentlicher Daseinsvorsorge voraus – wie 
zum Beispiel das Verkehrswesen, die Telekommunika-
tion, die Energieversorgung, das Wohnungswesen, die 
Bildung oder die Gesundheitsversorgung. Privatisie-
rungsgegner_innen sprachen hingegen von einem 
Privatisierungswahn, der dazu führe, dass die Bür-
gerinnen und Bürger für schlechtere Leistungen tiefer 
in die Tasche greifen müssten. Die Privatisie-
rungsgegner befürchten einen Ausverkauf des Staates, 
an dem sich einige wenige bereichern, und der letzt-
endlich von der Bevölkerung teuer bezahlt werden müs-
se. Diese Befürchtungen werden mit dem Slogan 
„Gewinne privatisieren, Verluste sozialisieren“ zusam-
mengefasst.1  
Die Auswirkungen von Privatisierungen auf die 
Beschäftigten werden vermehrt erst seit einigen Jahren 
wahrgenommen und untersucht: Privatisierung hat eine 
massive Verlagerung von Beschäftigungsverhältnissen 
aus dem öffentlichen Sektor in den privaten Sektor zur 
Folge.2 Aufgrund des spezifischen Arbeitsrechtsregimes 
der öffentlichen Hand, welches lange Zeit nicht an öko-
nomischen Gesichtspunkten ausgerichtet war, führt 
diese Verlagerung für die Beschäftigten eher zu 
negativen Folgen: Nahezu einhellig beschreiben die 
entsprechenden Studien Verschlechterungen bezüglich 
Arbeitsplatzsicherheit, Entgeltstrukturen sowie der 
Arbeitsbedingungen, insbesondere durch Flexibilisie-
rung und Individualisierung der Beschäftigtenverhält-
nisse, meist ohne dabei auf Gleichstellungsaspekte und 
Gleichstellungsfolgen von Privatisierung einzugehen.3 
Dieser Folgenbereich kommt immer noch kaum in den 
Veröffentlichungen zu Privatisierungsfolgen vor. Nur 

vereinzelt wird darauf hingewiesen, dass die Analyse 
von Privatisierungsfolgen einen blinden Fleck aufweist: 
Gleichstellungsaspekte bzw. geschlechtsspezifische 
Auswirkungen von Privatisierungen öffentlicher Einrich-
tungen werden kaum untersucht und thematisiert.4 
Dabei wären aus Gleichstellungssicht zwei Aus-
wirkungsbereiche von Interesse: Zum einen der ge-
schlechtsspezifische Zugang zu und die Nutzung von 
Gütern und Dienstleistungen und die ggf. geschlechts-
spezifisch unterschiedlichen Auswirkungen der Qualität 
von privatisierten Gütern und Dienstleistungen.5 Zum 
anderen ist die Verlagerung von Beschäftigungsver-
hältnissen aus dem öffentlichen Sektor in den privaten 
Sektor von gleichstellungspolitischer Bedeutung. Bis 
heute gelten für den öffentlichen Arbeitgeber weiter-
reichende gleichstellungsrechtliche Vorgaben: Bis zur 
Einführung des AGG im August 2006 galten für private 
Arbeitsverhältnisse nur die §§ 611a und 611b Bür-
gerliches Gesetzbuch (BGB) a.F., während der öffent-
liche Dienst zusätzlich an Gleichstellungsgesetze zur 
Förderung der Gleichstellung von Frauen und Männern 
gebunden ist. Diese verpflichten bis heute nur den 
öffentlichen Arbeitgeber Frauenförder- bzw. Gleich-
stellungspläne aufzustellen, die leistungsabhängige 
Quote bei Einstellungen und Beförderungen zur Stei-
gerung des Frauenanteils zu nutzen sowie andere Maß-
nahmen zum Abbau von Diskriminierung zu gestalten, 
wie z.B. die Förderung der gleichberechtigten Eltern-
schaft durch Vereinbarkeitsmaßnahmen. Zusätzlich 
kennt der öffentliche Dienst die Frauen- bzw. Gleich-
stellungsbeauftragte als interne Gleichstellungsak-
teurin. Dagmar Schiek spricht hier von den fünf Ele-
menten der Frauenförder- oder Gleichstellungsgesetze, 
die mit der Verabschiedung dieser Gesetze Ende der 
1980er Jahre und Anfang der 90er Jahre zum Standard 
erhoben worden sind.6 Auch nach der Einführung des 
AGG gelten für den öffentlichen Dienst über das AGG 
hinaus weiterhin die öffentlichen Gleichstellungsge-
setze. In der privatisierten Einrichtung hingegen gelten 
die öffentlichen Gleichstellungsgesetze nicht mehr und 
es besteht die Gefahr – trotz AGG –, dass es durch die 
Privatisierung zu einem Abbau von Gleichstellungsrecht 
und damit zu einem gleichstellungsrechtlichen Rück-
schritt kommt.7 
Der vorliegende Artikel liefert neben einer Konkre-
tisierung des Begriffs Privatisierung und Einordnung 
von Privatisierung in die bestehende Staats- und Ver-
waltungsreformdebatte (siehe Abschnitt 2) eine 
Systematisierung und Erläuterung der bestehenden 
gleichstellungsrechtlichen Vorgaben zu Privatisierung 
nach den Landesgleichstellungsgesetzen und dem Bun-
desgleichstellungsgesetz (siehe Abschnitt 3). Ferner 
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gibt der Artikel einen Überblick über mögliche recht-
liche Handlungsoptionen mit denen die gleichstellungs-
rechtlichen Vorgaben aus den entsprechenden Gesetzen 
effektiv erfüllt werden können, so dass es nicht zu dem 
befürchteten gleichstellungsrechtlichen Rückschritt 
kommt (siehe Abschnitt 4). 

 

2 Privatisierung – Begriffskonkreti-
sierung 

Zunächst fällt auf, dass Privatisierung als Rechtsbegriff 
zwar in einigen Gesetzen vorkommt,8 jedoch eine 
inhaltliche Konkretisierung oder sogar eine Legal-
definition des Begriffs Privatisierung fehlt.9 Ein Grund 
für die gesetzgeberische Zurückhaltung, den Begriff 
„Privatisierung“ in Gesetzen zu verwenden geschweige 
denn ihn zu definieren, mag die Vielfältigkeit der 
Privatisierungsvorgänge sein. Bei dem Begriff Priva-
tisierung handelt es sich um einen Sammelbegriff, 
dessen Leistung darin besteht, sehr verschiedene Vor-
gänge unter einem Dach zu bündeln: Das reicht von der 
Umwandlung städtischer Krankenhäuser in eine Ge-
sellschaft mit beschränkter Haftung (GmbH) über die 
Auslagerung von Aufgaben an externe Unternehmen 
wie die Erbringung von EDV-Dienstleistungen für öf-
fentliche Verwaltungen oder die Beauftragung privater 
Gesellschaften mit der Abwasserbeseitigung bis hin zu 
Streichungen von staatlichen Sozialleistungen, die 
durch private Vorsorge und private Versicherungen 
aufgefangen werden sollen. Diese Vielfältigkeit macht 
jeden Versuch einer Definition obsolet und wird deshalb 
auch hier nicht unternommen. Jedoch ist eine An-
näherung an den Begriffskern der verschiedenen Vor-
gänge, die mit Privatisierung bezeichnet werden, 
möglich. Denn bei allen Unterschieden haben die 
Privatisierungsvorgänge eines gemeinsam: Sie handeln 
alle vom „Übergang von öffentlich hin zu privat“10 und 
lassen sich als „Umverteilungsprozesse vom öffent-
lichen in den privaten Sektor“11 beschreiben. Die einen 
sehen darin „vielfältige und abgestufte Formen des 
Rückzugs von staatlichen Organisationseinheiten aus 
ihrer Aufgabenverantwortung und dem entsprechenden 
Nachrücken gesellschaftlicher Kräfte“.12 Die anderen 
betonen den darin liegenden Wandel der staatlichen 
Aufgabenerfüllung, der auf veränderte Verhältnisse 
notwendigerweise reagiert.13 Nahezu alle Versuche in 
der einschlägigen Literatur, das Verbindende der ver-
schiedenen Privatisierungsvorgänge zu beschreiben, 
sind von einer Art Bewegungsmetaphorik geprägt. Es 
wird von „Verlagerung“,14 „Verschiebung“,15 „Über-
tragung“16 oder „Wendung“17 gesprochen: vom 
Staatlichen weg, hin zum Privaten. Es scheint daher 

nahe liegend zu sein von Privatisierung als 
Entstaatlichung zu sprechen.18 Allerdings lassen sich 
auch Liberalisierung und Deregulierung als Formen von 
Entstaatlichung beschreiben. Dabei handelt es sich aber 
um verschiedene Vorgänge, obwohl diese Begriffe oft in 
einem Atemzug ohne weitere Differenzierung genannt 
werden.19 Es besteht allerdings ein enger Zusam-
menhang zwischen Deregulierung, Liberalisierung und 
Privatisierung, der in der gemeinsamen Zielrichtung 
liegt: Diese Vorgänge zielen alle darauf ab, das System 
„Markt“ zu stärken20 und Staatstätigkeit zu re-
duzieren.21 Privatisierung versucht dieses Ziel durch 
eine Verschiebung von Aufgaben, Organisations- und 
Handlungsformen vom staatlichem hin zum privaten 
Sektor zu erreichen.22 Deregulierung hingegen bemüht 
sich, den Markt durch Regelungsabbau, Vereinfachung 
von Rechts- und Verwaltungsvorschriften sowie Bü-
rokratieabbau zu stärken.23 Dahinter steht die An-
nahme, dass staatliche Regeln im Allgemeinen negative 
Folgen für die Wirtschaft zeigen und sich ohne bzw. mit 
wenig Regulierung die wirtschaftliche Tätigkeit in einer 
Gesellschaft besser entfalten könne. Liberalisierung soll 
den Markt durch Öffnung von Staatsmonopolen und die 
Einführung oder Intensivierung von Wettbewerb ver-
bessern.24 Für die Marktöffnung ist es in der Regel 
notwendig, diejenigen Rechtsvorschriften abzuschaf-
fen, die das Monopol sichern, also deregulierend tätig 
zu werden; und oft wird in der Folge auch eine 
Privatisierung durchgeführt. Dies ist aber nicht 
zwangsläufig der Fall. Inzwischen ist außerdem be-
kannt, dass Privatisierung weniger oft als gedacht mit 
Deregulierung einhergeht, sondern vor allem mit Re-
Regulierung.25 
Der Begriff Entstaatlichung eignet sich insofern nicht 
zur Konkretisierung des Begriffs Privatisierung, sondern 
ist als Oberbegriff für die vielfältigen Vorgänge der 
Veränderung des Marktsystems zu verwenden. Dabei 
geht es aber nicht nur um den Markt, sondern spie-
gelbildlich ebenso um die Veränderung des Staates und 
seiner Aufgaben. Privatisierung, Liberalisierung und 
Deregulierung sind in diesem Sinne Teile einer Staats- 
und Verwaltungsreformdebatte. Privatisierung kommt 
eine Funktion bei der Neuverteilung von Aufgaben 
zwischen Staat und Gesellschaft zu. Die folgenden Ab-
schnitte liefern daher eine Annäherung an Priva-
tisierung durch eine Einordnung in die international 
und national bestehende Staats- und Verwaltungs-
reformdebatte.  
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2.1  Privatisierung und die weltweite Staats- 
und Verwaltungsmodernisierung 

 
Der Staat stecke in der Krise und müsse deshalb sich 
und sein Aufgabenverständnis verändern. In diesem 
Punkt waren sich bis zur Krise der Finanzmärkte von 
2008/2009 nahezu alle einig: die Politik, die Ver-
waltung sowie die Wissenschaft. Mannigfach sind in den 
letzten Jahren und Jahrzehnten die verschiedenen 
Krisen des Staates beschrieben worden. Es wurde von 
Finanz- und Flexibilitätskrise, von Struktur- und Steu-
erungsproblemen gesprochen.26 Dabei wurden in der 
Regel folgende Ursachen genannt: Expansion des 
Sozial- und Rechtsstaates nach dem Zweiten Weltkrieg, 
die zu einer „Allzuständigkeit“ des Staates für fast alle 
Lebensbereiche führte, Internationalisierung der Märk-
te, Globalisierung, Europäisierung sowie die demo-
grafische Entwicklung, die Massenarbeitslosigkeit, in 
Deutschland die Kosten der Wiedervereinigung und 
nicht zuletzt die vermeintliche Inadäquanz des staat-
lichen zumeist hoheitlich-hierarchischen Handlungs-
instrumentariums angesichts dieser Probleme.27  
Von diesen Problemen waren nahezu alle westlichen 
Industrienationen betroffen, so auch Deutschland. Dies 
erklärt, warum seit den 1980er Jahren von vielen Län-
dern umfassende Modernisierungsprojekte in Angriff 
genommen wurden. Diese Modernisierungsbewegung 
nahm ihren Ausgangspunkt im angelsächsischen Raum: 
in den USA, Großbritannien, Kanada, Neuseeland und 
Australien.28 Unabhängig davon, ob es sich um 
konservative Regierungen wie in Großbritannien und 
den USA handelte oder um linke Labourregierungen wie 
in Neuseeland und Australien – eines war allen ge-
meinsam: Man wollte weg vom alten, zu teuer ge-
wordenen interventionistischen Wohlfahrtsstaat und 
seiner bürokratischen Verwaltung, hin zu einem neuen 
öffentlichen Verwaltungsmanagement unter den Vor-
zeichen von Markt, Wettbewerb, Unternehmertum und 
Kundenorientierung;29 der Staat als Quasi-Unterneh-
men. Ziel der Reformen war es, den Staat, besonders die 
Verwaltung, dem gewandelten Staatsverständnis und 
den geänderten Aufgabenstellungen von Regierung und 
Verwaltung anzupassen. Zu diesem Zweck wurden und 
werden weltweit Managementmodelle aus der Privat-
wirtschaft für den öffentlichen Bereich eingeführt: Die 
Einführung privatwirtschaftlicher Organisations- und 
Steuerungsprinzipien soll zu höherer Effizienz der öf-
fentlichen Aufgabenwahrnehmung führen. Der Staat 
soll lernen, seine Aufgaben kostengünstiger, effektiver 
und kundenorientierter zu erledigen. Dafür ist die 
Veränderung der bestehenden Verwaltungsstrukturen 
notwendig, die bisher nicht primär an ökonomischen 

Kriterien, sondern auf die Verwirklichung von Gemein-
wohlinteressen ausgerichtet waren. Damit einher geht 
der Abbau bisheriger Staats- und Verwaltungsaufgaben 
durch Privatisierung. Konzepte wie „New Public Mana-
gement“ bzw. „Public Management“ oder „Reinventing 
Government“ traten weltweit trotz unterschiedlicher 
Verwaltungstraditionen ihren Siegeszug an.30 Auch 
wenn die einzelnen Konzepte in verschiedenen Punkten 
variieren bzw. diese unterschiedlich gewichten, so kann 
man doch folgende Punkte als die wesentlichen 
Elemente beschreiben:31 
 Steuerung durch ergebnisorientierte Verfahren 

(Output-Orientierung) 
 mehr Flexibilität beim Ressourceneinsatz 
 Organisatorische Dezentralisierung und 

Kontraktmanagement (Zielvereinbarungen) 
 Aufgabenkritik und Auslagerung von Aufgaben auf 

private Unternehmen und Non-Profit-
Organisationen  

 Verstärkung von Wettbewerbselementen durch die 
Bildung von Quasimärkten 

 Betonung der Kundenorientierung.  
Die große Bandbreite der Maßnahmen und die unter-
schiedlichen Teilkonzepte ermöglichten den jeweiligen 
Regierungen, je nach vorherrschenden neoliberalen 
oder sozialliberalen Wertvorstellungen die Schwerpunk-
te ihrer Reformen mehr auf Privatisierung und 
Deregulierung oder mehr auf Binnenrationalisierung zu 
setzen. So konnte eine Labour-Regierung in Neuseeland 
mit Maßnahmen zum Umbau der internen Verwal-
tungsstruktur für eine bessere Verwaltung beginnen, 
währenddessen die konservative Regierung in Groß-
britannien zunächst verstärkt auf Privatisierung setzte, 
jeweils ergänzt durch Privatisierungs- bzw. Binnen-
modernisierungsstrategien. Trotz der unterschiedlichen 
Schwerpunkte benutzte man so den gleichen ge-
danklichen Überbau.32 
Weltpolitisch lässt sich diese Entwicklung auch mit dem 
Untergang der sozialistischen und kommunistischen 
Länder in Osteuropa und der damit verbundenen 
Ideologien verbinden. Weltweit gerieten sozialstaat-
liche Ideen und interventionistische Staatskonzepte 
unter Druck und parallel dazu erstarkten neoliberale 
Wirtschaftskonzepte.33 Es verwundert daher nicht, wenn 
diese Verwaltungskonzepte als eine Mischung aus neo-
liberalen Wirtschaftslehren und Managementmodellen 
beschrieben werden. Vor diesem internationalen Hin-
tergrund vollziehen sich seit den 1980er Jahren die 
Staats- und Verwaltungsreformen in Deutschland.  
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2.2 Staats- und Verwaltungsreformen in 
Deutschland seit den 1980er Jahren bei 
Bund, Ländern und Kommunen 

 
In der Bundesrepublik Deutschland verkündete die 
christlich-liberale Bundesregierung mit dem politischen 
Wechsel im Jahre 1982, den Staat auf seine Kern-
aufgaben zurückführen zu wollen und durch Steuer-
senkungen, Privatisierung und Deregulierung neue in-
dividuelle und wirtschaftliche Freiräume zu schaffen.34 
Die 1980er Jahre in Deutschland endeten aber mit der 
Wiedervereinigung, so dass die politischen und admi-
nistrativen Kräfte vorrangig mit der Bewältigung der 
Vereinigung in finanzieller, politischer und admini-
strativer Weise beschäftigt waren.35 Zu Privatisierungen 
kam es daher hauptsächlich aufgrund der besonderen 
Situation der Transformation der DDR. Die ehemaligen 
volkseigenen Betriebe wurden durch die Treuhand in 
private Gesellschaften umgewandelt und an private 
Investoren verkauft.  
Erst aufgrund der – auch einigungsbedingt – wachsen-
den Staatsverschuldung in den 1990er  Jahren  
beschäftigte sich die damalige Bundesregierung erneut 
mit der Rolle des Staates bei der öffentlichen Auf-
gabenwahrnehmung.36 Mit Blick auf die Zukunftssi-
cherung des Standortes Deutschland gelte es, die 
Aufgaben des Staates auf ihre Notwendigkeit zu über-
prüfen und die Verwaltung effizienter zu gestalten. Der 
damalige Bundesfinanzminister Theo Weigel fasste das 
Ziel in folgende Worte: „Ziel ist nicht mehr, sondern we-
niger Staat.“37 Die Reduzierung und Straffung des 
staatlichen Aufgabenbestandes sollten u. a. durch weit 
reichende Privatisierungsvorhaben erreicht werden.  
Nach dem Regierungswechsel im Herbst 1998 
verabschiedete sich die neue rot-grüne Bundesregie-
rung von dem Leitbild des „schlanken Staates“ der 
christlich-liberalen Regierung. Dieses Konzept habe 
lediglich eine negative Zielbestimmung enthalten, 
indem es sich zur Lösung der Finanzkrise nur auf die 
Reduzierung von Staatsaufgaben beschränkt habe. Es 
gehe nicht um weniger Staat, sondern um einen 
anderen Staat mit einer neuen Form der Aufga-
benverteilung zwischen Staat und Gesellschaft.38 Die 
neue Bundesregierung stellte unter dem Titel „Mo-
derner Staat – moderne Verwaltung“ ihr neues Konzept 
zur Staats- und Verwaltungsmodernisierung vor.39 Die-
ses orientierte sich am Leitbild des „aktivierenden 
Staates“. Bei diesem Konzept ging es um die Mo-
dernisierung der internen Verwaltungsstrukturen und 
zwar durch Behördenreduzierung, durch Personalabbau 
sowie einer Neuausrichtung an modernem Ver-

waltungsmanagement.40 Im Mittelpunkt dieses neuen 
Leitbildes stand der Versuch, die Aufgabenverteilung 
zwischen Staat und Gesellschaft neu zu regeln und zwar 
durch Stärkung der Eigenverantwortung des Einzelnen 
und Förderung der Selbststeuerungspotentiale der Ge-
sellschaft.41 Dies sollte dem gewandelten Verständnis 
der Aufgaben von Staat und Verwaltung eine zu-
kunftsweisende Perspektive geben: Der Staat nimmt 
weiterhin so genannte Kernaufgaben wie innere 
Sicherheit, Rechtsschutz oder Finanzverwaltung in al-
leiniger Verantwortung wahr, aber erfüllt andere 
öffentliche Aufgaben nicht selbst, sondern ge-
währleistet die Wahrnehmung durch Dritte bzw. den 
dritten Sektor. In diesem Bereich sei der Staat weniger 
Entscheider und Produzent als vielmehr Aktivator und 
Moderator der gesellschaftlichen Entwicklungen, die er 
nicht allein bestimmen kann und soll. Der Staat ziehe 
sich damit nicht – wie beim Konzept des „schlanken 
Staates“ – auf ein Minimum an Aufgaben zurück, 
sondern verändere grundlegend seine Rolle bei der 
Wahrnehmung der öffentlichen Aufgaben: statt 
eigenhändige Erfüllung der Aufgaben, greife der Staat 
vor allem aktivierend und steuernd in die gesell-
schaftlichen Prozesse ein.42 In diesem Sinne gelte es vor 
allem das Zusammenwirken staatlicher, halbstaatlicher 
und privater Akteure  zur gemeinsamen Zielerreichung 
erfolgreich auszugestalten.43 Neue Formen der Koope-
ration sollten als Alternative zu Verstaatlichung und 
Privatisierung dienen. Diese Rolle des Staates wird u.a. 
mit dem Begriff des „Staates als Entwicklungsagentur“ 
umschrieben.  
Seit dem Regierungswechsel im September 2005 und 
der Ablösung der rot-grünen Regierung wird auf po-
litischer Ebene nicht mehr vom aktivierenden Staat, 
sondern vom „Gewährleistungsstaat“ gesprochen, auch 
wenn sich dieser Begriff selbst nicht in den seit dem 
Regierungswechsel von 2005 verabschiedeten Regie-
rungsprogrammen findet.44 Das Konzept des Gewähr-
leistungsstaates, welches in der Wissenschaft seit Mitte 
der 1990er Jahre diskutiert wird, zeichnet sich dadurch 
aus, dass der Staat die Erledigung öffentlicher Aufgaben 
nicht unbedingt selbst leistet, sondern nur noch sicher-
stellt bzw. gewährleistet.45 Damit einher geht die 
Aufgabe der Dichotomie von Staat versus Privat, 
vielmehr werden neue, vielfältige Formen der Zusam-
menarbeit zwischen öffentlichen und privaten Stellen 
genutzt, um öffentliche Aufgaben gemeinsam effektiver 
und effizienter als bisher zu erfüllen. Eine Haupt-
aufgabe besteht darin, die für die konkrete Aufgabe 
passende Handlungsform zu finden. Dies kann be-
deuten, eine Aufgabe komplett einem privaten 
Unternehmen zu überlassen, Private nur zur Finan-
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zierung von Aufgaben einzubeziehen oder im Rahmen 
einer Private-Public-Partnership gemeinsam zu agieren. 
Dies bedeutet eine neue Rollenverteilung für Staat und 
Private, wobei sich die Verantwortung des Staates in der 
Regel von einer Leistungsverantwortung zu einer Ge-
währleistungsverantwortung wandelt.46 Diese beinhal-
tet zudem, die Erfüllung der öffentlichen Aufgaben zu 
regulieren und zu überwachen. 
Sowohl in dem Regierungsprogramm zur Staats- und 
Verwaltungsmodernisierung der Großen Koalition der 
Fraktionen von CDU/CSU und SPD vom 13.09.200647 als 
auch in dem Reformprogramm der Christlich-Liberalen 
Koalition vom 18.10.2010 „Vernetzte und transparente 
Verwaltung“48 kommt der Begriff Privatisierung nicht 
mehr vor. Jedoch wird in dem letzten Programm – wie 
auch schon in der Koalitionsvereinbarung der 
Christlich-Liberalen Koalition „Wachstum. Bildung. Zu-
sammenhalt.“ vom 26. 10.2009 – von der Notwen-
digkeit einer dauerhaften und effektiven Aufgabenkritik 
als Voraussetzung für eine Modernisierung der Bun-
desverwaltung gesprochen.49 Aufgabenkritik bedeutet 
im Gewährleistungsstaat zu klären, welche Aufga-
benerfüllung vom Staat auch weiterhin gewährleistet 
werden soll. Dafür gibt es keine „objektiven“ Kriterien, 
sondern über die Aufgaben- und damit Leistungsbreite 
ist politisch zu entscheiden.50 In einem nächsten Schritt 
ist über die Leistungstiefe zu befinden, also darüber, ob 
der Staat selbst mit Privaten zusammen die Leistung 
erbringt oder dies gänzlich privaten Unternehmen 
überlässt,51 was unweigerlich zur Entscheidung führt, 
ob und wie zu privatisieren ist. Das Bundesministerium 
für Finanzen berichtet alle zwei Jahre in einem Beteili-
gungsbericht über die unmittelbaren und bedeu-
tenderen mittelbaren Beteiligungen des Bundes und 
den Privatisierungsstand.52 
Zusammenfassend lässt sich zum Bund sagen, dass zwar 
anders als zu Beginn der Reformbewegung in den 
1980er Jahren das Wort Privatisierung in den letzten 
Regierungsprogrammen zur Verwaltungsmodernisie-
rung nicht mehr vorkommt, jedoch auch im Gewähr-
leistungsstaat unter dem Stichwort Aufgabenkritik die 
Aufgabenverteilung zwischen Staat und Gesellschaft 
ständig neu definiert und verhandelt wird. Als Folge 
einer Aufgabenkritik kann es in einem nächsten Schritt 
zu einer Entscheidung über eine Privatisierung kom-
men. 
Ebenso haben alle Bundesländer Modernisierungs-
maßnahmen ergriffen.53 Bei den Ländern geht es eben-
falls bei der Modernisierung ihrer Verwaltungsstruk-
turen hauptsächlich um die Einführung von modernen 
Managementmethoden, wobei je nach Land unter-
schiedliche Schwerpunkte gesetzt werden und 

verschiedene Modelle ausprobiert werden.54 Alle Länder 
zielen – unabhängig von weiteren Schwerpunktsetzun-
gen – auf die Konzentration und Straffung der un-
mittelbaren Staatsverwaltung ab.55 Vorreiter der ak-
tuellen Reformbewegung waren allerdings nicht der 
Bund oder die Länder, sondern die Kommunen.56 
Anfang der 1990er Jahre ist von der Kommunalen Ge-
meinschaftsstelle für Verwaltungsvereinfachung (KGSt) 
das Neue Steuerungsmodell (NSM) entwickelt worden.57 
Dabei geht es ähnlich wie bei den oben genannten 
Konzepten von „New Public Management“ bzw. „Public 
Management“ darum, die Erledigung von Verwal-
tungsaufgaben wirtschaftlich, effektiv und kunden-
orientiert zu steuern.58  
Die Staats- und Verwaltungsreformen beim Bund, den 
Ländern und Kommunen haben damit zwei sich 
ergänzende Stoßrichtungen:  
 Interne Staatserneuerung bzw. Binnenmoder-

nisierung in Form von Neuorganisation der Auf-
gabenerledigung durch staatliche Institutionen 
und 

 externe Staatsentlastung, um die öffentlichen 
Aufgaben zwischen Staat und Gesellschaft neu 
zu verteilen.59 

Während es bei der Binnenmodernisierung darum geht, 
dass der Staat durch den Umbau seiner internen 
Strukturen und Verfahrensabläufe seine Aufgaben 
effektiver und effizienter als bisher erledigt, stehen bei 
der Frage der externen Staatsentlastung die Aufgaben 
des Staates an sich zur Debatte. Denn in den letzten 
Jahrzehnten seien die staatlichen Aufgaben stetig 
angewachsen. In der Zeit nach dem Ende des Zweiten 
Weltkrieges habe man es begrüßt, dass sich der Staat 
nahezu umfassend um seine Bürgerinnen und Bürger 
und fast alle gesellschaftlichen Entwicklungen und Pro-
bleme gekümmert hat. So hat sich der moderne Staat zu 
einem hoch komplexen Leistungs- und Vorsorgestaat 
entwickelt: Zu den alten, üblichen Aufgaben wie innere 
Sicherheit, Finanzhoheit, Landesverteidigung etc. sind 
neue Aufgaben hinzugekommen. Viele dieser neuen 
Aufgaben bestehen in der Vorsorge und Risikover-
meidung des Staates zugunsten seinen Bürgern und 
Bürgerinnen.60 Inzwischen fühlt sich der Staat von der 
zu erledigenden Aufgabenfülle erdrückt und sieht sich 
an der Grenze seiner finanziellen Möglichkeiten und 
seiner Handlungsfähigkeit.61 Da liegt es nahe, die Zu-
ständigkeit für die Erfüllung bisheriger Staats- und 
Verwaltungsaufgaben zu verändern und durch verschie-
dene Formen der Privatisierung Einsparungen und neue 
Handlungsspielräume anzustreben. Privatisierung stellt 
in diesem Zusammenhang eine Art Gegenbewegung zur 
oben beschriebenen Expansion von Staatsaufgaben dar 
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und bewirkt eine Neuverteilung der öffentlichen Auf-
gaben zwischen Staat und Gesellschaft. Dem liegt die 
Vorstellung zugrunde, dass der Staat finanzielle Mittel 
einspart, wenn er weniger Aufgaben zu erfüllen hat, und 
dass er die verbleibenden Aufgaben effizienter und 
effektiver erledigen kann.  
Nicht zuletzt die Finanzkrise von 2008/2009 hat einen 
Stimmungswandel herbeigeführt und einige Privatisie-
rungsvorhaben vorläufig gestoppt.62 Das Vertrauen in 
die Kräfte des Marktes und seine Fähigkeit zur 
Selbstregulation scheinen in weiten Teilen der Be-
völkerung zu schwinden und ein Bedürfnis nach 
klassischer Staatlichkeit wächst.63 Es werden Forde-
rungen laut nach Re-Verstaatlichung bzw. Re-Kom-
munalisierung, zumindest in Kernbereichen der 
Daseinsvorsorge, wie z.B. in Bezug auf Wasser- und 
Stromversorgung oder das Verkehrs- und Gesundheits-
wesen.64 Es besteht demnach die Erwartung an den 
Staat, das Gemeinwohl und Individualwohl zu sichern 
und Probleme zu bewältigen, die in modernen Gesell-
schaften auftreten und allein in gesellschaftlicher 
Selbstregelung nicht angemessen erfüllt werden 
können.65 
Aus der Gleichstellungsperspektive ist auffällig, dass 
Gleichstellungsaspekte bei der Binnenmodernisierung 
seit Ende der 1990er Jahre thematisiert werden, 
während von Gleichstellungsaspekten bei Privatisierung 
kaum die Rede ist. 

2.3 Gleichstellungsaspekte bei Staats- und 
Verwaltungsreformen 

Bei der Binnenmodernisierung wird seit Ende der 
1990er Jahre bis heute die Gleichstellungsrelevanz 
dieses Modernisierungsbereiches thematisiert. Schon 
früh wurde darauf hingewiesen, dass die Binnen-
modernisierung nicht geschlechtsneutral verläuft, 
sondern dass aufgrund der Modernisierungsziele und 
Beschäftigungsstruktur im öffentlichen Dienst wahr-
scheinlich Männer zu den Modernisierungsgewinnern 
und Frauen zu den Modernisierungsverliererinnen 
gehören werden.66 Aufgrund des öffentlichen Arbeits-
rechtsregimes, einschließlich der öffentlichen Gleich-
stellungsgesetze, ist der öffentliche Dienst  für Frauen 
ein attraktiver Arbeitgeber.67 Aufgrund der guten Ar-
beitsbedingungen arbeiten sehr viele Frauen im öf-
fentlichen Dienst68 und sind dort verhältnismäßig gut in 
mittleren Führungspositionen vertreten.69 Gerade diese 
Aufstiegspositionen für Frauen sind aber in Gefahr, 
aufgrund des angestrebten Abbaus von Hierarchien 
abgebaut zu werden. Die Modernisierungsziele, die 
hauptsächlich mehr Effektivität und Effizienz erreichen 

wollen, könnten Anforderungen an Beschäftigte stellen, 
wie z.B. hohe Flexibilität, die Frauen wegen der immer 
noch verstärkten Familienarbeit nicht bzw. nur mit sehr 
viel mehr Organisationsaufwand erfüllen können. Diese 
und andere Wirkungen wurden vielfach beschrieben und 
genutzt, um anzumahnen, den internen Umbau der Ver-
waltungsroutinen und der Organisationskultur für eine 
gleichstellungsorientierte Umgestaltung der Verwal-
tung zu nutzen.70  
Seit Ende der 1990er Jahre wurde zudem „Gender Main-
streaming“ beim Bund und auch in allen Bundesländern 
verankert und implementiert. Es handelt sich dabei um 
eine gleichstellungspolitische Strategie, deren Wurzeln 
in der internationalen Frauenbewegung liegen und die 
von der Europäischen Union übernommen worden ist.71 
Diese Strategie zielt darauf ab, vergeschlechtlichte 
Strukturen und Prozesse sichtbar zu machen und für alle 
Handlungsebenen der Verwaltung gleichstellungsorien-
tierte Alternativen zu entwickeln und zu verankern, die 
letztendlich zu diskriminierungsfreien und gleichstel-
lungsorientierten „Verwaltungsprodukten“ führen sol-
len. Beide Prozesse, die Verwaltungsmodernisierung 
und die Implementierung von Gender Mainstreaming 
beabsichtigen insofern eine Veränderung der Verwal-
tungsstrukturen. Diese gemeinsame Zielrichtung wurde 
früh thematisiert und konnte so genutzt werden, um 
beide Prozesse miteinander zu verbinden.72 Gender 
Mainstreaming ist daher beim Bund und ebenso in 
einigen Bundesländern in die Umsetzung der Ver-
waltungsmodernisierung integriert worden.73 Dies hat 
dazu geführt, dass Gleichstellungsaspekte der einzelnen 
Modernisierungsbereiche sichtbar wurden und es in-
tensive Bemühungen gab, diese in Modernisierungs-
projekte zu integrieren, wie z.B. in das Handlungsfeld 
Personal74, u.a. beim Thema der diskriminierungsfreien 
Leistungsbewertung75 oder bei der Beachtung von 
Gleichstellungsaspekten im Zuge der Aufstellung von 
Haushaltsgesetzen (Gender Budgeting).76 
In diesem Artikel geht es nicht darum, den tat-
sächlichen Verlauf oder die Ergebnisse der bisherigen 
Bemühungen der Integration von Gleichstellungs-
aspekten bei der Binnenmodernisierung darzustellen, 
sondern darum, den Kontrast zum Modernisierungs-
bereich Staatsentlastung aufzuzeigen, zu dem Priva-
tisierung gehört. Denn im Gegensatz zur Binnenmo-
dernisierung werden bei der Beschäftigung mit den 
Fragen zur externen Staatsentlastung bzw. Priva-
tisierung Gleichstellungseffekte in der entsprechenden 
Literatur kaum angesprochen, geschweige denn 
ausführlich diskutiert oder bearbeitet. Auch die Ver-
bindung der Verwaltungsmodernisierung mit Gender 
Mainstreaming hat nicht dazu geführt, dass Gleichstel-
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lungsfolgen von Privatisierung eine Rolle spielen. Die 
weiteren Ausführungen dieser Arbeit basieren auf 
folgender These: Nicht nur die Binnenmodernisierung 
kann zu unterschiedlicher Betroffenheit bei weiblichen 
und männlichen Beschäftigten führen und damit Gleich-
stellungsrelevanz aufweisen, sondern aufgrund der 
unterschiedlichen gleichstellungsrechtlichen Lage im 
öffentlichen Dienst im Vergleich zur Privatwirtschaft 
ergeben sich auch für Privatisierungen rechtliche 
Gleichstellungs- und damit Gestaltungsanforderungen. 

2.4 Privatisierungsarten 

Für die weitere rechtliche Auseinandersetzung mit ge-
schlechtsspezifischen Privatisierungsfolgen für Be-
schäftigte ist Begriff der Privatisierung näher zu 
konkretisieren. Denn Beschäftigte bzw. ihre Arbeits-
verhältnisse sind unterschiedlich davon betroffen, je 
nachdem ob es sich bei der sie betreffenden 
Privatisierung um die Umwandlung eines städtischen 
Krankenhauses in eine GmbH in öffentlichem Besitz 
handelt oder um die Auslagerung ganzer Aufga-
benbereiche an ein privates Wirtschaftsunternehmen. 
Zur weiteren Konkretisierung des Privatisierungsbegriffs 
sind daher die von der Verwaltungswissenschaft 
entwickelten Privatisierungsarten zu nutzen. 

2.4.1 Organisationsprivatisierung  
Bei der Organisationsprivatisierung entledigt sich der 
Verwaltungsträger nicht einer bestimmten Aufgabe. Er 
bedient sich vielmehr zur Erfüllung der Aufgabe der 
Organisationsformen des Privatrechts, meist durch 
Gründung einer Eigengesellschaft77 in Form einer 
Kapitalgesellschaft (GmbH oder AG).78 So wird z.B. aus 
einem städtischen Verkehrsbetrieb eine private Ver-
kehrsgesellschaft, deren Gesellschaftsanteile zu 100 
Prozent der Stadt gehören. Wenn Privatisierung in 
graduellen Stufen – von viel zu wenig bis gar kein Staat 
– gedacht wird, dann ist bei dieser Privatisierungsart 
noch am meisten Staat vorhanden. Denn es verändert 
sich nur die Rechtsform der Organisation.79 Aus diesem 
Grund gilt die Organisationsprivatisierung in der 
Literatur zum Teil als eine „unechte“ oder „Scheinpriva-
tisierung“. Denn es gehe weder um die Übertragung 
einer Aufgabe auf einen Privaten noch um ein Zu-
sammenwirken zwischen Staat und Privaten.80 Während 
die einen durch diese Einschätzung solche Vorgänge aus 
der Privatisierungsdiskussion heraushalten wollen,81 so 
wollen andere damit darauf aufmerksam machen, dass 
das Hauptmotiv für formelle Privatisierung die Um-
gehung von unliebsamen öffentlich-rechtlichen 
Bindungen sei.82 Unabhängig von den Motiven, gibt es 

auch bei der Organisationsprivatisierung die für alle 
Privatisierungen typische Bewegung: Weg vom Öffent-
lichen hin zum Privaten, auch wenn es nur die Orga-
nisationsform betrifft. Für die Einordnung der Rechts-
formänderung als Privatisierung spricht zudem der 
damit verbundene Wechsel der Rechtsbindung und des 
Prüfungsmaßstabs. Durch den Rückgriff auf die Orga-
nisations- und Handlungsformen des Privatrechts kann 
sich die öffentliche Hand insbesondere vom öf-
fentlichen Dienst- und Haushaltsrecht lösen. Die Än-
derung der Organisationsform führt zu spezifischen 
Rechtsfolgen, die Gregor Kirchhof prägnant folgender-
maßen zusammenfasst: 
„Der Staat gibt die Gesetzmäßigkeit einer Ver-
waltungsbehörde auf, an die Stelle des Dienstrechts, 
der klaren Hierarchie der Verwaltung, des Wiesungs-
rechts, der strengen Haushaltsbindung treten die Re-
geln der privaten Organisationsform, insbesondere das 
Arbeitsrecht und Gestaltungsräume im Bereich der 
Haushaltsführung. Die Tätigkeit wird nicht mehr durch 
die Fach- und Rechtsaufsicht, den Bundesrechnungshof 
überwacht, sondern durch gesellschaftsrechtliche For-
men der Aufsicht, im Falle der Aktiengesellschaft durch 
den Aufsichtsrat und die Gesellschafter.“ 83  
Durch die Freistellung von einfachen Gesetzen des 
öffentlichen Rechts erhofft sich der Staat, seine 
Aufgaben billiger, flexibler, effizienter, schneller, 
dienstleistungs- und wettbewerbsorientierter erledigen 
zu können. Die Staatsentlastung liegt hier in der 
Befreiung von dem strengen Haushalts- und Dienst-
recht. Die Organisationsprivatisierung befreit aber nicht 
von den verfassungsrechtlichen Bindungen z.B. Art. 1 
Abs. 3 und Art. 20 Abs. 3 GG. Die private Eigen-
gesellschaft bleibt unmittelbar grundrechtsgebunden.84 
Es wird daher auch vom öffentlich-rechtlich über-
lagerten und gebundenen Privatrecht gesprochen.85  
Die besondere Relevanz der Organisationsprivatisierung 
macht Folgendes aus: Die Organisationsprivatisierung 
ist oft der erste Schritt auf dem Weg zur Aufgaben-
privatisierung, die dadurch erheblich beschleunigt 
werden kann.86 Der direkte Verkauf eines öffentlichen 
Eigen- oder Regiebetriebs87 an einen Investor ist nicht 
möglich. Wenn geplant ist, „echte Private“ als In-
vestoren an einer Gesellschaft zu beteiligen oder diese 
ganz zu verkaufen, muss zunächst die entsprechende 
öffentliche Einrichtung wie z.B. ein städtisches Kran-
kenhaus in eine private Rechtsform umgewandelt wer-
den, z.B. in eine GmbH oder eine AG. Die öffentliche 
Hand kann dann in einem nächsten Schritt als alleinige 
Eigentümerin private Investoren an dieser Gesellschaft 
beteiligen oder die Gesellschaft insgesamt verkaufen.88 
Das Land Hessen hat z.B. in einem ersten Schritt das 
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Klinikum Justus-Liebig-Universität in Gießen und das 
Klinikum Philipps-Universität in Marburg zu einer 
rechtsfähigen Anstalt des öffentlichen Rechts zusam-
mengelegt, es im Anschluss in eine GmbH umgewandelt 
(UGM-GmbH) und letztendlich 95 Prozent der Ge-
schäftsanteile dieser GmbH verkauft.89  
Die Organisationsprivatisierung kommt auf allen Ebe-
nen vor: beim Bund, bei den Ländern und den Kom-
munen,90 wobei in den letzten Jahren gerade kom-
munale Träger diesen Weg nutzen, um ihre Auf-
gabenerledigung im Bereich der Daseinsvorsorge zu 
privatisieren, wie z.B. bei der oben geschilderten Priva-
tisierung von städtischen Krankenhäusern. Das be-
kannteste Beispiel auf Bundesebene ist die Um-
wandlung der Deutschen Bundesbahn in die heutige 
Deutsche Bahn AG sowie deren anschließende Auftei-
lung in selbständige Tochterunternehmen, die ver-
schiedene Geschäftsbereiche abdecken: DB Netz AG, DB 
Reise und Touristik AG, DB Fernverkehr AG, DB Regio 
AG, DB Cargo AG, DB Station & Service AG.91  

2.4.2 Aufgabenprivatisierung  
Bei der Aufgabenprivatisierung handelt es sich um den 
eindeutigsten und umfassendsten Fall von Privati-
sierung. Gebräuchlich sind deshalb auch Bezeichnun-
gen wie materielle oder echte Privatisierung. Das 
Charakteristikum der Aufgabenprivatisierung ist der 
vollständige Rückzug eines Verwaltungsträgers von 
einer öffentlichen Aufgabe, indem er sie einer „echten“ 
juristischen Person des Privatrechts überlässt.92 Diese 
juristische Person des Privatrechts hat demnach die um-
fassende Entscheidungsfreiheit, ob und wie die bisher 
staatlich wahrgenommene Aufgabe in Zukunft erfüllt 
wird oder auch nicht. Darin liegt die vollständige 
Freigabe an die Mechanismen des Marktes.93 Es bewirkt 
so eine Staatsentlastung in Form der Aufgabenredu-
zierung.94  
In vielen Fällen geht der Aufgabenprivatisierung nicht 
nur eine Organisationsprivatisierung voraus, sondern 
sie ist mit einer Vermögensprivatisierung95 verbunden. 
Das bedeutet, es wird nicht nur die Aufgabe, sondern 
auch das Eigentum an dem zur privatisierten Aufgabe 
gehörenden Staatsunternehmen auf den Privaten 
übertragen. Allerdings kann der Staat einen Aufgaben-
bereich auch einstellen, ohne Eigentum zu übertragen, 
genauso wie er Beteiligungen an Industriekonzernen 
veräußern kann, ohne damit eine Aufgabenübertragung 
zu verbinden.96 In der Praxis spielte die Aufgaben-
privatisierung lange Zeit keine besonders große Rolle. 
Sie scheint aber auf Landes- und kommunaler Ebene in 
den letzten Jahren verstärkt vorzukommen.97 Dies mag 
eine Folge davon sein, dass die ersten Schritte in Form 

der Organisationsprivatisierung durchgeführt sind und 
nun die nächsten Schritte der vollständigen Aus-
lagerung von Aufgaben angegangen werden.  

2.4.3 Funktionale Privatisierung  
Zwischen den beiden Polen der Aufgaben- und Orga-
nisationsprivatisierung gibt es einen Bereich, der 
terminologisch zum Teil sehr unterschiedlich gefüllt 
wird. Einigkeit besteht aber darüber, dass es bei diesem 
Zwischenbereich um die verschiedenen Formen der 
arbeitsteiligen Zusammenarbeit zwischen Staat und 
Privaten geht. Während die Typologie von Gunnar F. 
Schuppert in diesem Zwischenbereich zwischen funk-
tionaler Privatisierung, Verfahrens- und Finanzierungs-
privatisierung unterscheidet,98 neigen zum Teil neuere 
Darstellungen wieder zu einem „Dreiklang“ der Privati-
sierungsarten: Auf der einen Seite die Aufgaben-
privatisierung, auf der anderen Seite die Organi-
sationsprivatisierung und in der Mitte die funktionale 
Privatisierung, wobei diese Privatisierungsart dann zum 
Teil sehr ausdifferenziert wird.99  
Unabhängig davon, wie der Zwischenbereich zwischen 
formeller und materieller Privatisierung bezeichnet und 
gefüllt wird, ist für ihn Folgendes charakterisierend: Bei 
dieser Form geht nicht die Aufgabe selbst, sondern nur 
ein Teil der staatlichen Aufgabenerledigung und 
Verantwortung auf Private über; daher auch Teilpriva-
tisierung genannt. Das bedeutet, Private werden an der 
Erfüllung der öffentlichen Aufgabe beteiligt, während 
die grundsätzliche Verantwortung für die Aufgabener-
ledigung beim Staat verbleibt.100 Diese Formen der 
Kooperation mit Privaten ermöglicht es, wichtige Res-
sourcen zu erschließen, wie etwa technisches Wissen, 
aber auch finanzielle Mittel von Privaten.101 Zur 
Illustration seien hier nur zwei Fälle genannt: Durch das 
Konzessionsmodell wird privates Kapital zur 
Finanzierung öffentlicher Vorhaben, z.B. für den Bau 
und die Unterhaltung einer öffentlichen Straße 
genutzt.102 Beim Betreibermodell geht es darum, dass 
Private auf der Grundlage eines Betriebsführungs-
vertrages eine öffentliche Einrichtung wie z.B. eine Ab-
wasseranlage gegen Entgelt vom öffentlichen Auftrag-
geber leiten, wobei keine vertraglichen Beziehungen 
zwischen dem Privaten und den Endverbrauchenden 
entstehen.103 Schon diese beiden Beispiele zeigen, dass 
die Beiträge von Privaten bei der funktionalen 
Privatisierung sehr unterschiedlich ausfallen können.104 
Insgesamt gesehen verspricht sich der Staat in diesem 
Fall eine Entlastung durch Einbindung von Privaten bei 
der Aufgabenerfüllung und der damit zusammenhän-
genden Verantwortung.  
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2.4.4 Auswirkungen auf die Beschäftigungs-
verhältnisse: Reduzierung der Anwen-
dungsbereiche der Gleichstellungsge-
setze 

Die Veränderungen der Beschäftigungsverhältnisse 
unterscheiden sich nach der jeweiligen Privatisierungs-
art. In der Literatur findet sich zum Teil die Ein-
schätzung, dass die Aufgabenprivatisierung für die Be-
schäftigten die massivsten Auswirkungen zur Folge 
habe. Bei dieser Privatisierungsart bestehe keinerlei 
Anbindung an den öffentlichen Dienst mehr und da der 
neue Arbeitgeber eigenständig in einer marktwirt-
schaftlichen Wettbewerbssituation konkurrieren müsse, 
könne dies letztendlich auch zur Zahlungsunfähigkeit 
und zum Verlust des Arbeitsplatzes führen. Bei einer 
Organisationsprivatisierung hingegen verblieben die 
privatrechtlich organisierten Gesellschaften in öffent-
licher Hand und die Nachteile eines solchen Arbeit-
geberwechsels könne z.B. durch den Abschluss eines 
Personalüberleitungsvertrages abgefedert werden.105 
Diese Einschätzung übersieht, dass einer Aufgaben-
privatisierung in der Regel eine Organisationspriva-
tisierung vorgeschaltet ist. Aufgrund des mit der Or-
ganisationsprivatisierung verbundenen Wechsels des 
Rechtsregimes vom öffentlichen Recht ins Privatrecht 
gelten für die Beschäftigten, auch wenn die öffentliche 
Hand alleinige Eigentümerin der neuen Gesellschaft ist, 
weder das öffentliche Dienst- noch das Besoldungs-
recht.106 Dieser Effekt tritt schon mit der Umwandlung 
der öffentlichen Einrichtung in eine privatrechtliche 
Gesellschaft ein und nicht erst durch eine sich an-
schließende Aufgabenprivatisierung.107 Bei einer an-
schließenden Aufgabenprivatisierung vollziehen sich 
der Arbeitgeberwechsel und der Übergang der Arbeits-
verhältnisse ausschließlich im Rechtskreis des Pri-
vatrechts. Die Besonderheit der Organisationspriva-
tisierung gegenüber den anderen Privatisierungsarten 
liegt für die Beschäftigten damit hauptsächlich in dem 
Wechsel der Rechtsordnung vom öffentlichen Recht zum 
Privatrecht, obwohl die Einrichtung weiterhin in 
öffentlicher Hand verbleibt.  
Bei dieser rechts- und verwaltungswissenschaftlichen 
Debatte spielen mögliche geschlechtsspezifische Folgen 
der einzelnen Privatisierungsarten für die Beschäftigten 
keine Rolle. Der Wechsel der Rechtsbindung von 
einfachem öffentlichen Recht hin zum Privatrecht in 
Folge einer Organisationsprivatisierung hat aber aus 
gleichstellungspolitischer Sicht eine besondere – bisher 
kaum thematisierte – Bedeutung: Dieser Wechsel führt 
dazu, dass die Gleichstellungsgesetze des Bundes und 
der Länder in der privatisierten Einrichtung nicht mehr 
anwendbar sind.108 Dagmar Schiek hat schon frühzeitig 

auf diese Folge von Organisationsprivatisierung hinge-
wiesen109 und spricht in diesem Zusammenhang von der 
„Flucht aus der Gleichstellung“.110 Denn die Gleich-
stellungsgesetze gelten nur für den öffentlichen Dienst 
und für die dort Beschäftigten, nicht aber für die Be-
schäftigten von privatisierten Einrichtungen. Dies lässt 
sich schon aus den meisten Titeln der Frauenförder- 
oder Gleichstellungsgesetze folgern, die von der För-
derung der Gleichstellung von Frauen und Männern im 
öffentlichen Dienst bzw. in der öffentlichen Verwaltung 
sprechen. Juristisch genauer ergibt sich diese Schluss-
folgerung aus den sachlichen Geltungsbereichen der 
Gleichstellungsgesetze:111 Bei nahezu allen Gleichstel-
lungsgesetzen sind vom sachlichen Geltungsbereich die 
unmittelbaren sowie mittelbaren Bundes- bzw. Lan-
desverwaltungen112 umfasst sowie die Körperschaften, 
Anstalten und Stiftungen des öffentlichen Rechts und 
die Gerichte. Jenseits dessen unterscheiden sich die 
Gleichstellungsgesetze in der Reichweite des Geltungs-
bereiches: Zum Teil unterfallen auch die Hochschulen 
und Schulen der Länder113 sowie die Rundfunkan-
stalten114 dem jeweiligen Gleichstellungsgesetz. Man-
che Gesetze formulieren explizite Ausnahmen vom 
sachlichen Anwendungsbereich, wie z.B. für Selbstver-
waltungskörperschaften für freie Berufe115 oder die 
Hochschulen116. Bei den Gleichstellungsgesetzen der 
Länder ist es unstreitig, dass sie als Recht des öf-
fentlichen Dienstes nicht für privatisierte Einrichtungen 
und deren Beschäftigte weiter gelten. Für die An-
wendbarkeit von Gleichstellungsgesetzen gilt ähnlich 
wie beim Personalvertretungsrecht ein rein formales 
Verständnis: Gleichstellungsgesetze und Personalver-
tretungsgesetze gelten nur für Arbeitsverhältnisse im 
öffentlichen Dienst und finden auf Arbeitsverhältnisse 
in privatisierten Einrichtungen keine Anwendung.117 Bei 
Eigengesellschaften der öffentlichen Hand handelt es 
sich nicht mehr um einen öffentlichen Arbeitgeber, 
denn eine juristische Person des Privatrechts kann rein 
nach formalen Kriterien keine öffentlichen Arbeitsver-
hältnisse begründen, unabhängig davon, dass die Ei-
gengesellschaft zu 100 Prozent in öffentlicher Hand 
ist.118  
Das Bundesgleichstellungsgesetz (BGleiG) enthält 
hingegen eine missverständliche Formulierung, die zu 
unterschiedlichen Auffassungen über den Geltungs-
bereich des BGleiG geführt hat. Es heißt dort in § 3 Abs. 
1 Satz 1:  
„Dieses Gesetz gilt für alle Beschäftigten in der 
unmittelbaren und mittelbaren Bundesverwaltung un-
abhängig ihrer Rechtsform sowie in den Gerichten des 
Bundes.“  
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Torsten von Roetteken interpretiert den Passus „un-
abhängig von ihrer Rechtsform“ in der Weise, dass das 
BGleiG auch für in Privatrechtsform geführte Einrich-
tungen unmittelbar Anwendung findet. Jedoch seien 
privatrechtliche Einrichtungen nur dann tatsächlich in 
den Geltungsbereich des BGleiG einbezogen, wenn es 
sich um die Erfüllung eines öffentlichen Auftrages bzw. 
einer öffentlichen, insbesondere gesetzlich vorge-
schriebenen Aufgabe handle.119 Für die Frage, ob das 
BGleiG weiterhin unmittelbar anwendbar ist oder nicht, 
kommt es demnach auf den Inhalt der Tätigkeit an und 
nicht auf die Rechtsform der Einrichtung. Für Roetteken 
ist das BGleiG dann nicht unmittelbar anwendbar, wenn 
die privatisierte Einrichtung mit anderen Markt-
teilnehmern ohne Einschränkung auf dem Markt kon-
kurriert; dann handle es sich nicht mehr um die 
Erfüllung einer öffentlichen Aufgabe. Aus diesem Grund 
gelte das BGleiG zwar für die DB Netz AG, die nach Art. 
87e Abs. 3, Satz 1, 2 GG allein für den Bau, die 
Unterhaltung und den Betrieb von Schienenwegen in 
Deutschland verantwortlich ist, während die anderen 
Aktiengesellschaften, die im Zuge der Bahnpriva-
tisierung entstanden sind, wie die DB Reise & Touristik 
AG oder die DB Cargo AG aufgrund ihrer Marktkon-
kurrenz mit anderen Unternehmen nicht unmittelbar 
unter den Anwendungsbereich des BGleiG fallen.120 
Nach dieser Interpretation löst sich das BGleiG vom 
Geltungsbereich des Bundespersonalvertretungsge-
setzes (BPersVG).  
Schiek hingegen vertritt die Ansicht, dass mit dem 
Passus „unabhängig ihrer Rechtsform“ nur pri-
vatrechtlich verfasste Stiftungen, Anstalten und 
Körperschaften gemeint seien, wie z.B. die Volkswa-
genstiftung.121 Ihre Einschätzung stützt sich auf zwei 
Argumente: Zum einen fänden sich in der Loseblatt-
sammlung „die nichtministerielle Bundesverwaltung“ 
nur die mittelbare Bundesverwaltung in traditionellem 
Sinne und eben nicht privatisierte Unternehmen. Auf 
die Loseblattsammlung „die nichtministerielle Bundes-
verwaltung“ war in der Gesetzesbegründung als Fund-
stelle hingewiesen worden, weil dort alle Institutionen 
einschließlich der privatrechtlich organisierten ver-
zeichnet sind, die als Bundesverwaltung gelten.122 
Zudem hätte ansonsten der Absatz 2 des § 3 keinen 
Anwendungsbereich, spricht dieser Absatz doch davon, 
dass bei der Umwandlung eines Unternehmens aus 
bundeseigener Verwaltung in die Rechtsform eines 
Unternehmens des privaten Rechts auf die entspre-
chende Anwendung hingewirkt werden soll.123  
Auch wenn es wünschenswert wäre, wenn das BGleiG bei 
einem Rechtsformwechsel unmittelbar gelten würde, ist 
der Ansicht von Schiek zuzustimmen. Der Gesetzes-

begründung des BGleiG ist nicht zu entnehmen, dass es 
mit dieser Regelung unterschiedliche Geltungsbereiche 
des BPersVG und des BGleiG installieren wollte. 
Entscheidend ist aber, dass das von Roetteken an-
gebotene Unterscheidungskriterium, nämlich die Er-
füllung der öffentlichen Aufgabe, im Einzelfall schwierig 
zu bestimmen ist. Die Frage nach öffentlichen und nicht 
öffentlichen Aufgaben verweist auf die Staatsauf-
gabendebatte, die schon seit Jahrzehnten mit wenig 
Erfolg geführt wird.124 Zu Recht weist Andreas Voßkuhle 
darauf hin, dass es bis heute – trotz jahrzehntelanger 
Versuche – nicht gelungen ist, zuverlässige Kriterien für 
die Unterscheidung zwischen öffentlichen und privaten 
Aufgaben aufzustellen.125 Vielmehr ist zu beobachten, 
dass immer mehr Aufgaben, die früher unstreitig zu den 
Kernaufgaben des Staates gezählt wurden, inzwischen 
auch als privatisierungsfähig gelten, wie z.B. der Bau 
und Betrieb von Justizvollzugsanstalten.126 Aus diesem 
Grund birgt das Qualifizieren einer Aufgabe als öf-
fentlich bzw. nicht öffentlich eine zu große 
Unsicherheit in sich, als dass daran die Geltung eines 
Gesetzes geknüpft werden sollte. Hinzu kommt, dass 
Schiek zu Recht darauf hinweist, dass nach 
rechtssystematischen Grundsätzen § 3 Absatz 2 nur 
Sinn macht, wenn sich § 3 Abs. 1 nicht auf den Wechsel 
eines öffentlichen Unternehmens in ein privat-
rechtliches Unternehmen bezieht. Diese Regelung ist 
daher so zu interpretieren, dass § 3 Abs. 1 BGleiG nur 
auf private Stiftungen, Anstalten und Körperschaften 
anzuwenden ist. Insofern bleibt es auch für das BGleiG 
bei der Aussage, dass privatisierte Einrichtungen und 
deren Beschäftigte als Folge von Privatisierung nicht 
dem Geltungsbereich der öffentlichen Gleichstellungs-
gesetze unterfallen.  
Da der Effekt der Reduzierung der Geltungsbereiche der 
Gleichstellungsgesetze des Bundes und der Länder 
schon mit der Organisationsprivatisierung eintritt, kon-
zentriert sich der vorliegenden Artikel im Weiteren auf 
die Untersuchung der gleichstellungsrechtlichen As-
pekte der Organisationsprivatisierung.   

3 Vorgaben für Organisationspriva-
tisierung nach dem Bundesgleich-
stellungsgesetz und den Gleich-
stellungsgesetzen der Länder 

Der Bund und die Bundesländer Baden-Württemberg, 
Bayern, Berlin, Nordrhein-Westfalen, Rheinland-Pfalz, 
Saarland und Thüringen haben Regelungen zur 
Absicherung von Gleichstellung bei Privatisierungs-
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verfahren in ihren jeweiligen Gleichstellungsgesetzen 
fixiert.127 Das Land Berlin war eines der ersten Bun-
desländer, das sich mit der Frage von Gleichstel-
lungsaspekten bei Privatisierung beschäftigt hat. Bevor 
bei der Novellierung des Landesgleichstellungsgesetzes 
Berlin (LGG Berlin) im Jahre 2002 Vorgaben für Privati-
sierungsvorgänge in das Gesetz aufgenommen wurden, 
wies die für Gleichstellung zuständige Senatsverwaltung 
im Rahmen der Ressortabstimmung bei der Priva-
tisierung von Krankenhäusern in Berlin im Jahre 2000 
auf mögliche Gleichstellungsaspekte hin und erreichte 
die Integration des § 2 Nr. 14 in das entsprechende Pri-
vatisierungsgesetz, das Krankenhaus-Unternehmens-
gesetz vom 30. November 2000:128  
„Maßnahmen zur Frauenförderung orientieren sich am 
Landesgleichstellungsgesetz in der jeweils geltenden 
Fassung und an den vom Senat dazu festgelegten 
Grundsätzen. Die Gesellschaft wird dem Betriebsrat eine 
entsprechende Vereinbarung anbieten. Bis zur Neuwahl 
amtieren die bisherigen Frauenvertreterinnen der 
Krankenhausbetriebe weiter.“  
Da die Regelung nur ein freiwilliges Mitbestimmungs-
recht des Betriebsrates vorsah und daher die Einhaltung 
dieser Verpflichtung vom Betriebsrat nicht vor dem Ar-
beitsgericht einklagbar war,129 dauerte es fünf Jahre bis 
die im Privatisierungsgesetz vorgesehene Betriebsver-
einbarung zu Gleichstellungsfragen von der Geschäfts-
führung der privatisierten Krankenhäuser dem Be-
triebsrat angeboten und tatsächlich verankert wurde.130 

Daher war der Handlungsbedarf schon bei der No-
vellierung im Jahre 2002 in Berlin absehbar, was die für 
Gleichstellung zuständige Senatsverwaltung zu der 
Überzeugung brachte, dass die Absicherung der 
Gleichstellung der Geschlechter nicht in jedem ein-
zelnen Privatisierungsgesetz und anschließend im Per-
sonalüberleitungsvertrag zu formulieren und durch-
zusetzen ist, sondern es einer allgemeinen Regelung im 
LGG Berlin bedürfte. Die daraufhin formulierten Vor-
schriften zu Privatisierung im LGG Berlin sind mit der 
Novellierung vom 6. September 2002 ins Gesetz in-
tegriert worden.131  
Die oben zur Konkretisierung der verschiedenen 
Privatisierungsarten verwendeten Begriffe, wie Orga-
nisationsprivatisierung oder Aufgabenprivatisierung, 
finden sich in den Gleichstellungsgesetzen nicht wie-
der. De facto verwendet bis auf das Thüringer Gleich-
stellungsgesetz (ThürGleichG) keines der Gleichstel-
lungsgesetze den Terminus „Privatisierung“,132 vielmehr 
bezeichnen die Gesetze die konkreten Vorgänge, die 
sich hinter dem Begriff Privatisierung verbergen. Aus 
diesem Grund ist in den entsprechenden Normen z.B. 
von der Umwandlung eines öffentlichen Unter-
nehmens133 oder einer öffentlichen Einrichtung134 die 
Rede sowie vom Erwerben und Halten,135 Gehören136 
oder Veräußern137 von Gesellschaftsanteilen. 

 

 

Tabelle 1 "Privatisierungsinhalt und Regelungsakteur der Gleichstellungsgesetze" 

Privatisierungsinhalt Regelungsakteur 

Gründen/Errichten einer Gesellschaft Berlin, NRW, Thüringen 

Halten/Gehören von 
Gesellschaftsanteilen  

Bayern, Berlin, NRW, Rheinland-Pfalz, Saarland, 
Thüringen 

Erwerben von Gesellschaftsanteilen Berlin, Saarland, Thüringen 

Veräußern und Weiterveräußern von 
Gesellschaftsanteilen 

Berlin 

Umwandeln in eine Gesellschaft Baden-Württemberg, Berlin, Bund, Thüringen 

Ausgliedern einer Aufgabe oder eines 
Betriebes 

Thüringen 

 
 
Die meisten Länder haben nur einzelne dieser Vorgänge 
geregelt; das LGG Berlin enthält die detaillierteste 
Regelung. Ein Blick auf die vorherige Tabelle zeigt, dass 
die meisten Länder den Fall des Haltens von Anteilen an 
einer Gesellschaft bzw. das Gehören einer Gesellschaft 

geregelt haben sowie das Umwandeln in eine Ge-
sellschaft.138  
Obwohl die Gleichstellungsgesetze die Begriffe der 
Privatisierungsarten nicht benutzen, ist es für den 
Kontext der vorliegenden Arbeit sinnvoll, die konkreten 
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Vorgänge, den oben beschriebenen Privatisierungsarten 
zuzuordnen und die einzelnen Regelungsinhalte auf 
diese Weise darzustellen. Die folgenden Ausführungen 
werden zeigen, dass am häufigsten Vorgänge der 
Organisationsprivatisierung geregelt worden sind. Der 

Grund liegt darin, dass damit für die Beschäftigten die 
spürbarste Veränderung einhergeht: Das Arbeitsver-
hältnis bei einer öffentlichen Einrichtung geht auf eine 
juristische Person des Privatrechts über. 

Tabelle 2 "Privatisierungsarten und Privatisierungsvorgänge" 

Privatisierungsart   Privatisierungsvorgang 

Aufgabenprivatisie-
rung 

 Ausgliederung einer 
Aufgabe oder eines 
Betriebes139 

 Veräußern von 
Einrichtungen140 
(Vermögensprivatisieru
ng als Teil einer 
Aufgabenprivatisierung) 

Organisationsprivati-
sierung 

 Gründen/Errichten 
einer Gesellschaft  

 Gehören einer 
Gesellschaft bzw. das 
Halten von 
Gesellschaftsanteilen 

 Erwerben von 
Gesellschaftsanteilen 

 Umwandeln in eine 
Gesellschaft 

 
Die Tabelle zeigt, dass es keine Regelungen gibt, die 
sich auf das arbeitsteilige Zusammenwirken von Staat 
und Privaten, also auf funktionale Privatisierung be-
zieht. Denn bei dieser Privatisierungsart fehlt es an 
einem Wechsel der Rechtsordnung, der zu einer 
regulierungsbedürftigen Veränderung des Gleichstel-
lungsrechtsregimes führt. 
Vorgaben zu Organisationsprivatisierung finden sich in 
den Gleichstellungsgesetzen in vielfacher Wiese; den 
Begriff Organisationsprivatisierung benutzt keines der 
Gleichstellungsgesetze. Das ThürGleichG spricht zwar 
von „Privatisierung“; aus dem Kontext der Regelung er-
gibt sich, dass damit speziell die Organisations-
privatisierung gemeint ist.141 Die anderen Gleichstel-
lungsgesetze verwenden hingegen Formulierungen, die 
sich auf die konkreten Vorgänge der Organisations-
privatisierung beziehen: 
 Gründen und Erwerben einer Gesellschaft: In 

diesem Fall wird zuerst eine neue Gesellschaft 
gegründet oder eine bestehende Gesellschaft 
erworben, auf die dann im Anschluss die zuvor 
zusammengefassten Einrichtungen übertragen 
werden, wobei die öffentliche Hand Alleinge-
sellschafter wird.  

 
 Umwandeln in eine Gesellschaft: Hier werden 

eine oder mehrere öffentliche Einrichtungen in 
eine Gesellschaft des privaten Rechts umge-
wandelt. Auch in diesem Fall wird die öf-
fentliche Hand Alleingesellschafter.  

In den folgenden Abschnitten werden die einzelnen 
Vorgänge der Organisationsprivatisierung und die ent-
sprechenden Regelungsinhalte der gleichstellungs-
rechtlichen Vorgaben zur Organisationsprivatisierung 
zunächst systematisiert und anschließend für eine 
gleichstellungsorientierte Gestaltung von Organisa-
tionsprivatisierung konkretisiert. Diese Verpflichtung 
richtet sich an die Vertreterinnen und Vertreter der 
Einrichtung, die den Privatisierungsvorgang durch-
führen, und nicht an die Gleichstellungsbeauftragten 
der privatisierenden Einrichtung oder an die priva-
tisierte Einrichtung. Letztere kann nur durch Bestim-
mungen in der Rechtsgrundlage der Organisationspriva-
tisierung zur Berücksichtigung von Gleichstellungs-
aspekten verpflichtet werden.142  

3.1 Regelungsinhalt beim Gründen bzw. 
Errichten einer Gesellschaft 

Zu diesen Vorgängen der Organisationsprivatisierung 
haben Berlin und NRW Vorschriften erlassen: 
 Landesgleichstellungsgesetz Berlin: Nach den 

Vorschriften des LGG Berlin ist seit der No-
vellierung des Gleichstellungsgesetzes vom 
18.11.2010 beim Errichten einer Gesellschaft, 
„in den Umwandlungs- oder Errichtungsrechts-
akten und in den jeweiligen Rechtsgrundlagen 
festzulegen und sicherzustellen, dass die 
Regelungen dieses Gesetzes auch zukünftig 
Anwendung finden“ (§ 1b Abs. 1). Gegenüber 
der vorherigen Fassung des LGG, die als Soll-
Vorschrift ausgestaltet war, handelt es sich 
jetzt um eine Muss-Vorschrift, die mit der 
Formulierung „ist sicherzustellen“ einen 
zwingenden Handlungsauftrag vorgibt.143 Nach 
dieser Formulierung sind alle Regelungen, die 
für eine Eigengesellschaft oder eine Betei-
ligungsgesellschaft mit Mehrheitsbeteiligung 
Sinn machen, in der entsprechenden Rechts-
grundlage zu übernehmen, also die Inhalte der 
§§ 3-12, 16-20 LGG Berlin Danach hat u.a. auch 
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eine privatisierte Einrichtung aktiv auf die För-
derung der Gleichstellung der Geschlechter im 
Berufsleben hinzuwirken, insbesondere die Be-
schäftigten mit Vorgesetzten- und Leitungs-
position sowie Frauenförderpläne zu erlassen 
und eine Frauenvertreterin zu wählen. Obwohl 
eine privatisierte Einrichtung keine öffent-
lichen Aufträge vergibt, lässt sich der Rege-
lungsgehalt des § 13 LGG Berlin auf die Auf-
träge der privatisierten Einrichtung sinngemäß 
übertragen. Die Regelungen zur staatlichen 
Leistungsgewährung (§ 14 LGG Berlin) sowie 
das Gleichstellungsgebot zur Verwirklichung in 
den Bezirken (§ 21 LGG Berlin) lässt sich in der 
Sache nicht als Maßnahme in den Gesell-
schaftsvertrag übernehmen.  
Trotz der Verschärfung des Handlungsauftrages 
finden sich keine Regelungen für den Fall der 
Nichteinhaltung dieses Handlungsauftrages.  

 Landesgleichstellungsgesetz Nordrhein-Westfa-
len: Das LGG NRW gibt in § 2 Abs. 3 folgendes 
vor: „Bei der Gründung eines Unternehmens in 
Rechtsformen des Privatrechts durch das Land, 
eine Gemeinde oder einen Gemeindeverband 
soll die Anwendung dieses Gesetzes im Gesell-
schaftsvertrag vereinbart werden.“ Hierbei 
handelt es sich um eine Soll-Vorschrift, die be-
sagt, dass nicht nur Kernelemente oder die 
Ziele des Gleichstellungsgesetzes im Gesell-
schaftsvertrag vereinbart werden sollen, son-
dern alle Maßnahmen des Gesetzes. Damit 
scheiden nur die Normen aus, die aufgrund der 
privaten Rechtsform keinen Sinn machen, also 
beim LGG NRW nur die Regelung zu leistungs-
orientierten Mittelvergabe an Hochschulen und 
anderen medizinischen Einrichtungen (§ 5). Da 
es sich hier um eine Soll-Vorschrift handelt, 
darf von dieser Vorgabe nur im zu begrün-
denden Ausnahmefall abgewichen werden. Auc-
h im LGG NRW existieren keine Vorgaben für den 
Fall der Nichteinhaltung der Soll-Vorschriften. 

3.2 Regelungsinhalt beim Erwerben einer 
Gesellschaft 

Zu diesem Fall der Organisationsprivatisierung haben 
die Bundesländer Berlin und Saarland entsprechende 
Regelungen geschaffen: Wenn das Land Berlin Mehr-
heitsbeteiligungen an einer Gesellschaft erwirbt, dann 
„stellt es sicher, dass die Regelungen dieses Gesetzes 
(…) angewendet werden. Das gilt insbesondere für die 
Erstellung eines Frauenförderplans, für Stellenbeset-

zungsverfahren einschließlich der Besetzung von Vor-
ständen und Geschäftsführungspositionen sowie für die 
Wahl von Frauenvertreterinnen“ (vgl. § 1a Abs. 1). Bei 
der speziellen Erwähnung des Frauenförderplans han-
delt es sich nur um ein Regelbeispiel und keine Be-
schränkung allein auf dieses Gleichstellungsinstrument. 
Auch das Landesgleichstellungsgesetz des Saarlandes 
(LGG Saar) hat den Erwerb von Mehrheitsbeteiligungen 
an juristischen Personen des Privatrechts geregelt. Die 
öffentliche Hand hat demnach „darauf hinzuwirken, 
daß die Grundzüge dieses Gesetzes auch von ju-
ristischen Personen des privaten Rechts, an denen eine 
öffentliche Beteiligung besteht, beachtet werden“ (§ 1 
Abs. 2). Als Grundzüge sind folgende Kernelemente des 
Gleichstellungsgesetzes zu verstehen, auf deren Beach-
tung hinzuwirken ist: Benachteiligungsverbote (§ 4), 
Aufstellen eines Frauenförderplans (§ 7), diskrimi-
nierungsfreies und faires Bewerbungs- und Beför-
derungsverfahren (§§ 10-13, 15), Verankerung einer 
Frauenbeauftragten (§§ 21-23).  

3.3 Regelungsinhalt beim Umwandeln in 
eine Gesellschaft  

Bezüglich des Umwandelns in eine Gesellschaft finden 
sich in den Gleichstellungsgesetzen von Baden-Würt-
temberg, Berlin und dem Bund explizite Vorschriften: 
 Chancengleichheitsgesetz Baden-Württemberg 

(ChancenG BaWü): Es gibt vor, dass bei der 
Umwandlung von öffentlichen Einrichtungen in 
eine private Rechtsform auf die Verwirklichung 
der Ziele des Gesetzes hinzuwirken ist. Es 
handelt sich hierbei um eine Muss-Vorschrift. 
Als Gesetzesziel wird in § 1 Satz 1 zunächst die 
Förderung der tatsächlichen Durchsetzung der 
Gleichberechtigung von Frauen und Männern 
genannt. Ferner werden in Satz 2 die berufliche 
Förderung von Frauen, insbesondere die 
Verbesserung der Zugangs- und Aufstiegschan-
cen für Frauen und die deutliche Erhöhung des 
Frauenanteils in unterrepräsentierten Berei-
chen als Ziele formuliert sowie die Beseitigung 
bestehender Nachteile. In Satz 3 wird als 
weiteres Ziel die bessere Vereinbarkeit von 
Familie und Beruf etabliert. Im Vergleich zu 
dem Bezug auf die Gründsätze bzw. Grundzüge 
eines Gleichstellungsgesetzes stellt der Bezug 
zu den Zielen des Gesetzes eine geringere 
Regelungsdichte zur Absicherung von Gleich-
stellung dar. Denn trotz der Konkretisierung 
der Ziele in den Sätzen 2 und 3 bleiben diese 
Vorgaben hinter den konkreten Mitteln wie 
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Frauenförderplan, leistungsabhängige Quote 
und Verankerung einer Frauenvertreterin zu-
rück. Aufgrund der Zielformulierung des § 1 ist 
im Fall einer Umwandlung in Baden-Würt-
temberg auf folgende Punkte hinzuwirken: 
berufliche Förderung von Frauen, Verbesserung 
der Aufstiegschancen für Frauen, eine deutliche 
Erhöhung des Frauenanteils in unterreprä-
sentierten Bereichen, Beseitigung von beste-
henden Nachteilen und die Verbesserung der 
Vereinbarkeit von Familie und Beruf für Frauen 
und Männer. 

 Landesgleichstellungsgesetz Berlin: § 1b Abs. 1 
gibt vor, dass bei der Umwandlung von 
Einrichtungen des Landes Berlin in juristische 
Personen des Privatrechts in dem Umwand-
lungsrechtsakt und in den jeweiligen Rechts-
grundlagen festzulegen und sicherzustellen ist, 
dass die Regelungen dieses Gesetzes weiterhin 
angewendet werden. 

 Bundesgleichstellungsgesetz (BGleiG): Der 
Bund gibt vor, dass bei der Umwandlung in eine 
Unternehmensform des privaten Rechts auf die 
entsprechende Anwendung der Vorschrift die-
ses Gesetzes hingewirkt werden soll (§ 3 Abs. 
2). Das bedeutet, dass die private Einrichtung 
in ähnlicher Weise wie eine öffentliche 
Einrichtung an die gesamten Inhalte des BGleiG 
gebunden ist und nicht nur an Einzelteile.144 
Jedoch ist in gewissem Maße den Beson-
derheiten einer Einrichtung in Privatrechtsform 
Rechnung zu tragen, z.B. durch den Wegfall 
öffentlich-rechtlicher Organisationsbestim-
mungen und dem Wegfall des Dienstrechtes. 
Jedoch ist dabei „die Gleichwertigkeit der 
Abweichung vom BGleiG“ anzustreben.145 Dabei 
sind die Bestimmungen über die weitere 
Anwendung des gesamten Inhalte des BGleiG in 
der jeweiligen Rechtsgrundlage der Umwand-
lung festzuhalten, wie z.B. beim Formwechsel 
im Umwandlungsbeschluss i.S.d. §§ 193f. Um-
wandlungsgesetz (UmwG).146 Regelungsinhalt 
beim Gehören einer Gesellschaft bzw. Halten 
von Gesellschaftsanteilen.  

Das ThürGleichG (§ 2 Abs. 2) spricht von „Pri-
vatisierung“, meint damit aber konkret nur die Orga-
nisationsprivatisierung, wobei es die Art und Weise des 
Rechtsformwandels nicht weiter konkretisiert. Es un-
terscheidet nicht danach, ob durch Gründen und 
Erwerben einer Gesellschaft oder durch Umwandlung 
ein privater Rechtsträger entsteht. Daher sind alle diese 
Vorgänge von der Regelung umfasst. Das Gesetz gibt 

vor, dass sichergestellt werden soll, dass die tatsäch-
liche Gleichstellung von Frauen und Männern gewähr-
leistet bleibt (§ 2 Abs. 2). Laut Gesetzesbegründung ist 
damit die Weitergeltung des Gleichstellungsgesetzes 
gemeint. 
Während die bisher dargestellten Vorschriften auf den 
Zeitpunkt vor der Organisationsprivatisierung abstellen, 
beziehen sich einige Länder auf den Zustand nach dem 
durchgeführten Rechtsformwechsel. Dies ist u.a. der 
Tatsache geschuldet, dass diese Regelungen erst in die 
Gleichstellungsgesetze eingefügt worden sind, nach-
dem schon einige Organisationsprivatisierungen durch-
geführt worden waren, so dass Regelungen, die z.B. auf 
den Moment der Umwandlung einer Gesellschaft ab-
stellen, für die vergangenen Fälle nicht anwendbar 
gewesen wären. Das hätte dazu geführt, dass es 
zweierlei privatrechtlich organisierte Einrichtungen in 
öffentlicher Hand gegeben hätte: Einrichtungen mit 
Gleichstellungsverpflichtungen und solche ohne. Aus 
diesem Grund ergänzen die Regelungen zum Halten von 
Anteilen einer Gesellschaft bzw. das Gehören einer 
Gesellschaft die bisher vorgestellten Regelungen. 
Bisher finden sich in fünf Gleichstellungsgesetzen 
entsprechende Vorgaben: Bayerisches Gleichstellungs-
gesetz (BayGlG), LGG Berlin, LGG NRW, Landesgleich-
stellungsgesetz Rheinland-Pfalz (LGG Rh-Pf) und LGG 
Saar. Bei einer Durchsicht dieser Regelungen lassen 
sich die Inhalte der fünf Landesvorschriften folgen-
dermaßen systematisieren:  
 Hinwirkungspflicht auf die Ziele: Die einen 

Bundesländer haben sich dafür entschieden, 
eine Hinwirkungspflicht auf die Ziele des 
jeweiligen Gleichstellungsgesetzes zu nor-
mieren, für den Fall, dass die öffentliche Hand 
eine Eigengesellschaft besitzt oder an einer 
Beteiligungsgesellschaft Anteile hält (Bayern, 
NRW und Rheinland-Pfalz).147 In all diesen 
Gleichstellungsgesetzen findet sich das über-
greifende Ziel der Verwirklichung der Gleich-
stellung von Frauen und Männern im öf-
fentlichen Dienst. Das LGG NRW und das LGG 
Rheinland-Pfalz wollen dies insbesondere über 
Frauenförderung und den Abbau von beste-
henden Nachteilen erreichen.148 Aus diesem 
Grund enthalten die Zielformulierungen beider 
Gesetze auch ein Diskriminierungsverbot auf-
grund des Geschlechts, welches die unmit-
telbare und mittelbare Diskriminierung um-
fasst.149 Das BayGlG betont einen Nach-
teilsbereich, indem es sich zur Erhöhung des 
Frauenanteils in unterrepräsentierten Berei-
chen verpflichtet.150 Ein weiteres Ziel ist im 
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BayGlG und im LGG NRW die Verbesserung der 
Vereinbarkeit von Familie und Beruf für Frauen 
und Männer.151 Beide Länder weisen ferner den 
Dienstkräften mit Leitungsfunktion für die Er-
reichung des Ziels der Gleichstellung der 
Geschlechter eine besondere Bedeutung zu.152 
Bayern verpflichtet sich zusätzlich noch auf die 
gleichberechtigte Teilhabe von Frauen und 
Männern in Gremien.153 

 Hinwirkungspflicht auf die Gründzüge: Nach der 
Novellierung des LGG Berlins findet sich nur 
noch im LGG Saar bezüglich des Haltens von 
Mehrheitsanteilen an privatisierten Gesell-
schaften eine normierte Hinwirkungspflicht auf 
die Grundsätze des entsprechenden Landes-
gleichstellungsgesetzes. Das Land Berlin hat 
aus seiner „Hinwirkungspflicht“ eine „Sicher-
stellungspflicht“ gemacht, weil die Hinwir-
kungspflicht zu oft als fakultativer Handlungs-
auftrag verstanden worden ist und so nicht 
dazu beigetragen hat, die Gleichstellung der 
Geschlechter bei Organisationsprivatisierung 
abzusichern.154 
Beim LGG Saar bezieht sich die Hinwir-
kungspflicht nicht nur auf die Ziele, sondern auf 
die Grundzüge des Gesetzes.155 Das ist ein mar-
kanter Unterschied: Die Regelungsdichte ist bei 
der Verpflichtung auf die Ziele geringer als bei 
der Verpflichtung auf die Grundzüge. Ziele sind 
in der Regel relativ abstrakt formuliert, 
während die Grundzüge die Kernelemente und 
somit auch die konkreten Mittel zur Zielerrei-
chung beschreiben. Daher ist die Verpflichtung 
auf die Grundzüge weitergehend als die 
Verpflichtung auf die Ziele. Die Grundzüge des 
LGG Saar sind oben unter dem Punkt „Erwerben 
einer Gesellschaft“ schon ausführlich be-
schrieben worden, so dass darauf verwiesen 
werden kann. 

 Sicherstellungspflicht: Mit der Novellierung des 
LGG Berlins vom 18.11.2010 ist das Land Berlin 
nun verpflichtet, die Anwendung der Rege-
lungen des Landesgleichstellungsgesetzes 
sicherzustellen, soweit es unmittelbar oder mit-
telbar Mehrheitsbeteiligungen an juristischen 
Personen des Privatrechts hält, vgl. § 1a Abs. 1 
Satz 1. Wie oben schon erwähnt, hat damit das 
Land Berlin einen zwingenden Handlungs-

auftrag normiert, der die vorherige Hin-
wirkungspflicht ablöst, die nicht den ge-
wünschten Effekt gebracht hatte, vgl. § 1 Abs. 2 
LGG Berlin a.F. Zudem ist mit der Novellierung 
auch die Formulierung „Grundsätze dieses 
Gesetzes“ durch die Formulierung „die Re-
gelungen dieses Gesetzes“ ersetzt worden. 
Damit wird klargestellt, dass sich die Pflicht 
nicht nur auf Kernelemente bezieht, sondern 
auf alle Regelungen des Gesetzes.  

Keines der Frauenförder- oder Gleichstellungsgesetze 
sieht eine Sanktion für den Fall vor, dass die Vorgaben 
nicht eingehalten werden, unabhängig davon, ob es 
sich bei der entsprechenden Vorschrift, um eine Soll-
Vorschrift156 oder um eine Muss-Vorschrift157 handelt. Es 
gibt bisher kaum Gesetzesevaluationen in Form von 
empirischen Untersuchungen darüber, welche Länder in 
welcher Weise und mit welcher Wirkung die Vorgaben 
zur Absicherung von Gleichstellung bei Privatisierung in 
den Gleichstellungsgesetzen beachten. Allein das Land 
Nordrhein-Westfalen hat in den beiden letzten 
Gleichstellungsberichten Stellung zu Privatisierungs-
vorhaben und der Erfüllung seiner gleichstellungs-
rechtlichen Vorgaben genommen bzw. in seine Ab-
fragebögen die Fragen nach Privatisierung integriert. 
Im ersten Bericht der Landesregierung zur Umsetzung 
des LGG NRW wird festgestellt, dass im Berichtszeitraum 
nur bei fünf von neun Privatisierungen die einschlägige 
Regelung des LGG NRW (§ 2 Abs. 3 Satz. 1) angewendet 
worden sei, und dass somit die Befürchtungen, es käme 
im Rahmen von Privatisierung zum Abbau von Gleich-
stellungsrecht, nicht von der Hand zu weisen sei. Die 
Dienststellen und die aufsichtführenden Dienststellen 
werden aufgefordert, für die Einhaltung dieser Norm 
künftig verstärkt Sorge zu tragen.158 Der zweite Gleich-
stellungsbericht enthält im Anhang die Fragebögen. 
Danach werden sowohl die Dienststellenleitung als auch 
die Gleichstellungsbeauftragte gefragt, ob Privati-
sierungen in ihrem Dienststellenbereich durchgeführt 
worden sind und ob dabei die Anwendung des LGG NRW 
im Gesellschaftsvertrag verankert wurde.159 Da laut Be-
richt im Berichtszeitraum keine Privatisierungen 
durchgeführt worden sind, ist dem Bericht nicht zu 
entnehmen, ob sich die Einhaltung des § 2 Abs. 3 Satz. 
1 verbessert hat oder nicht. 
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Tabelle 3 "Übersicht über alle  Vorgänge und Regelungsinhalte der Organisationsprivatisierung" 

ORGANISATIONSPRIVATISIERUNG 

Vorgang  Regelungsinhalt 

Gründen/Errichten  Pflicht, die zukünftige Anwendung der Regelungen des Gleichstellungsgesetzes 
festzulegen und sicherzustellen (Berlin) 

 Pflicht, die Anwendung des Gleichstellungsgesetzes im Gesellschaftsvertrag zu 
vereinbaren (NRW) 

 Pflicht zur Sicherstellung der tatsächlichen Gleichstellung von Frauen und Männern 
(Thüringen) 

Erwerben  Hinwirkungspflicht auf  
 die Grundzüge (Saarland) 

Pflicht zur Sicherstellung  
 der Anwendung der Regelungen des Gleichstellungsgesetzes (Berlin) 
 der tatsächlichen Gleichstellung von Frauen und Männern (Thüringen) 

Umwandeln  Hinwirkungspflicht bzgl. der Ziele (BaWü) bzw. bzgl. der entsprechenden 
Anwendung der Vorschriften (Bund) 

 Pflicht, die zukünftige Anwendung der Regelungen des Gleichstellungsgesetzes 
festzulegen und sicherzustellen (Berlin) 

 Pflicht zur Sicherstellung der tatsächlichen Gleichstellung von Frauen und Männern 
(Thüringen) 

Gehören/Halten Hinwirkungspflicht bezüglich der  
 Ziele des Gesetzes (Bayern, NRW, Rheinland-Pfalz) 
 Grundzüge (Saarland) des Gesetzes 

Pflicht zur Sicherstellung  
 der Anwendung der Regelungen des Gleichstellungsgesetzes (Berlin) 
 der tatsächlichen Gleichstellung von Frauen und Männern (Thüringen) 

 

 
Sieben von insgesamt 16 Bundesländern und der Bund 
haben gleichstellungsrechtliche Vorgaben für verschie-
dene Privatisierungsvorgänge normiert. Die meisten 
Gleichstellungsgesetze sprechen einen Handlungs-
auftrag an die Vertretung der privatisierenden Ein-
richtung aus, auf die Anwendung des Gesetzes oder 
zumindest der Grundzüge bzw. Ziele des Gesetzes hin-
zuwirken oder diese sicherzustellen. Die Regelungen 
geben darüber hinaus keine Anweisungen, z.B. durch 
Regelbeispiele, wie die Hinwirkungs- bzw. Sicherstel-
lungspflicht  konkret erfüllt werden kann. In den 
einschlägigen Kommentaren zu den Gleichstellungs-
gesetzen finden sich ebenfalls nur wenig weiter-
führende Hinweise160 oder der Gesetzestext wird nahe-
zu nur wiederholt.161  

4 Rechtliche Handlungsoptionen 
zur Absicherung von Gleichstel-
lung der Geschlechter bei Orga-
nisationsprivatisierung 

Der folgende Abschnitt zeigt gesellschaftsrechtlich zu-
lässige Wege auf, wie beim Übergang einer öffentlichen 
zu einer privatrechtlich organisierten Einrichtung die 
Absicherung der Gleichstellungsförderung und damit 
der in den Gleichstellungsgesetzen postulierten 
Hinwirkungs- bzw. Sicherstellungsverpflichtung nach-
gekommen werden kann. Bei der Organisationspri-
vatisierung kommt die Umwandlung in verschiedene 
private Rechtsformen in Betracht. Zumeist entscheiden 
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sich die maßgeblichen Akteure entweder für eine GmbH 
oder eine Aktiengesellschaft. Daher beschränken sich 
die folgenden Ausführungen auch auf diese beiden 
Gesellschaftsformen.  

4.1 Weitergeltungsvereinbarung 

Es kann im Einklang mit bestehendem Gesellschafts-
recht im Gesellschaftsvertrag oder dem Privatisierungs-
gesetz die weitere Anwendung der Vorschriften des 
Gleichstellungsgesetzes in der privatisierten Ein-
richtung vereinbart werden. Zwar sehen sowohl das 
GmbH-Gesetz als auch das Aktiengesetz einen ge-
setzlichen Mindestinhalt vor. Bei der GmbH zum 
Beispiel muss zwingend der Betrag des Stammkapitals, 
den jeder Gründer bzw. jede Gründerin auf das Stamm-
kapital zu leisten hat, die Firma sowie der Sitz der 
Gesellschaft und der Gegenstand des Unternehmens 
(vgl. § 3 Abs. 1 GmbH-Gesetz) im Gesellschaftsvertrag 
benannt sein.162 Neben diesen zwingenden Inhalten 
kann ein Gesellschaftsvertrag gemäß § 3 Abs. 2 GmbH-
Gesetz z.B. auf eine bestimmte Zeit beschränkt sein 
oder den Gesellschafterinnen bzw. Gesellschaftern eine 
über die Einlageerbringung hinausgehende weitere 
Leistungsverpflichtung auferlegen. Dabei handelt es 
sich aber nur um vom Gesetz genannte Beispiele, die 
nicht abschließend zu verstehen sind. Nach einhelliger 
Meinung können die Gründer bzw. Gründerinnen einer 
Gesellschaft in den üblichen Grenzen der Vertrags-
freiheit weitere Bestimmungen im Gesellschaftsvertrag 
vorsehen,163 so auch eine Weitergeltungsvereinbarung 
bezüglich der Anwendung der Vorschriften des Gleich-
stellungsgesetzes. Je nach Vorgabe des geltenden 
Gleichstellungsgesetzes bezieht sich die Weitergel-
tungsvereinbarung auf den gesamten Vorschrif-
tenbestand oder nur auf die Grundsätze bzw. Ziele des 
jeweiligen Gleichstellungsgesetzes (vgl. z.B. § 1a Abs. 1 
LGG Berlin mit § 3 Abs.3 Chancengleichheitsgesetz 
Baden-Württemberg). 
Dies wirkt auf den ersten Blick wie eine umfassende und 
einfache Regelung zur Absicherung von Gleichstellung 
bei Organisationsprivatisierung, jedoch enthält damit 
der Gesellschaftsvertrag keinerlei konkrete Vorgaben 
wie dies in der Praxis umzusetzen ist. Dies birgt die 
Gefahr, dass zur Absicherung von Gleichstellung in der 
privatisierten Einrichtung nichts weiter unternommen 
wird, zumal es keinen Akteur bzw. keine Akteurin gibt, 
die die Umsetzung dieses Passus im Gesellschafts-
vertrag als originäre Aufgabe versteht und einfordern 
kann. Der Betriebsrat ist zwar zur Förderung der 
Gleichstellung verpflichtet (vgl. § 80 Abs. 1, Nr. 2a 
Betriebsverfassungsgesetz [BetrVG]), jedoch zeigt die 

bisherige Praxis, dass bei dem breiten Aufgabenfeld der 
Betriebsräte die Förderung von Gleichstellung eher 
einen marginalen Raum einnimmt.164  

4.2 Integration von Gleichstellung in den 
Ziel- und Aufgabenkatalog der Gesell-
schaft und der Gesellschaftsorgane  

Wie zuvor ausgeführt, ist es sowohl bei der GmbH als 
auch bei der Aktiengesellschaft gesellschaftsrechtlich 
zulässig, neben gesetzlichen Mindestinhalten weitere 
Bestimmungen in den Gesellschaftsvertrag aufzuneh-
men. Aus diesem Grund ist es rechtlich zulässig, die 
Förderung von Gleichstellung der Geschlechter als Ge-
sellschaftsziel zu verankern. Beim GmbH-G wird 
zwischen dem Unternehmensgegenstand und dem Un-
ternehmenszweck bzw. Unternehmensziel unterschie-
den. Der Gegenstand bildet nach herrschender Meinung 
das Mittel zur Erreichung der Ziele der Gesellschaft:165  
„Bei der Festlegung der Art und des Ziels ihrer 
Betätigung sind die Gesellschafter weitgehend frei. Im 
Regelfall wird der Zweck der Tätigkeit in der Erzielung 
von Gewinnen liegen, während der Gegenstand in dem 
Betrieb eines wirtschaftlichen Unternehmens besteht. 
Der Begriff des Unternehmens impliziert jedoch keine 
Beschränkung auf wirtschaftliche Aktivitäten, sondern 
ist allgemeiner als Tätigkeit der Gesellschaft zu be-
greifen, die auch gemeinnütziger oder ideeller Natur 
sein kann.“166  
Dies bedeutet für den vorliegenden Kontext, dass es 
gesellschaftsrechtlich zulässig ist, Gleichstellung als 
Ziel zu verankern bzw. in bestehende Ziele zu inte-
grieren. Gleichstellung muss dabei selbstverständlich 
nicht das einzige Ziel sein, sondern kann neben dem 
Ziel der Gewinnerzielung verankert werden.  
Bei einer Aktiengesellschaft kann der Gegenstand des 
Unternehmens in der Förderung kultureller, karitativer 
oder gesellschaftlicher Zwecke bestehen, wobei eine 
Aktiengesellschaft auch mehrere Unternehmensge-
genstände haben kann.167 Daher ist es gesellschafts-
rechtlich zulässig, in den Gesellschaftsvertrag einer Ak-
tiengesellschaft die Förderung der Gleichstellung von 
Frauen und Männern als Unternehmensgegenstand zu 
verankern. Da das Aktiengesetz Unternehmensge-
genstände nicht abschließend bestimmt, verstößt die 
Verankerung von Gleichstellung als Unternehmensge-
genstand auch nicht gegen § 23 Abs. 5 Satz 2 
Aktiengesetz (AktG). Dieser Paragraph sieht vor, dass 
ergänzende Satzungsbestimmungen nur zulässig sind, 
wenn das AktG keine abschließende Regelung enthält.  
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Es ist ferner gesellschaftsrechtlich zulässig, nicht nur 
die Gleichstellung der Geschlechter als Unternehmens-
ziel im Gesellschaftsvertrag zu regeln, sondern auch 
konkrete Gleichstellungsziele zu vereinbaren, wie den 
Abbau der Unterrepräsentanz von Frauen mit genauen 
Prozent- und Zeitangaben.  
Bei beiden Gesellschaftsformen ist es zudem möglich, 
die Förderung der Gleichstellung in die Aufgaben-
kataloge der Gesellschaftsorgane zu integrieren.168 Die 
Aufgabenkataloge der einzelnen Gesellschaftsorgane 
können erweitert werden, indem z.B. der Geschäfts-
führung einer GmbH die Aufgaben zugewiesen werden, 
konkrete Gleichstellungsmaßnahmen auszuarbeiten 
oder dem Betriebsrat eine Betriebsvereinbarung zur 
Förderung von Gleichstellung anzubieten, die den Vor-
schriften des jeweiligen Gleichstellungsgesetzes ent-
spricht.169 Wenn man dieses Beteiligungsrecht als 
echtes Mitbestimmungsrecht des Betriebsrates aus-
formuliert, dann kann der Betriebsrat die Einhaltung 
dieser Verpflichtung vor dem Arbeitsgericht einklagen. 
Bei einem freiwilligen Mitbestimmungsrecht besteht 
diese Möglichkeit hingegen nicht.170  
Zudem kann der Aufgabenkatalog der Kontrollorgane 
z.B. der GmbH (Gesellschafterversammlung und Auf-
sichtsrat) erweitert werden. Ihre Aufgabe ist es dann zu 
prüfen, ob die Geschäftsführung die Gleichstellung aktiv 
fördert und z.B. die im Gesellschaftsvertrag vereinbarte 
Betriebsvereinbarung dem Betriebsrat tatsächlich an-
geboten hat. Sollte dies nicht der Fall sein, können 
zumindest die Kontrollorgane einer GmbH ent-
sprechende Weisungen erteilen, da die Geschäftsfüh-
rung einer GmbH weisungsgebunden ist.171 Bei einer 
Aktiengesellschaft ist es zwar ebenfalls möglich, die 
Aufgabenkataloge der Organe zu erweitern, jedoch kann 
die Hauptversammlung auf einen Vorstand einer Ak-
tiengesellschaft nicht durch Weisungen einwirken. Der 
Vorstand ist gegenüber der Hauptversammlung wie-
sungsfrei und leitet die Aktiengesellschaft in eigener 
Verantwortung.172 Insofern bestehen bei der 
Rechtsform der Aktiengesellschaft kaum direkte 
Möglichkeiten, auf den Vorstand einzuwirken,173 zumal 
auch die Mitglieder des Aufsichtsrates weisungsfrei 
sind. Die Körperschaft, die Vertreterinnen und Vertreter 
in den Aufsichtsrat entsendet, hat keine rechtliche 
Möglichkeit, direkte Anweisungen zu erteilen. Dies er-
gibt sich aus dem Bundesaktiengesetz, so dass 
Versuche, über Landesgesetze und Kommunalver-
fassungen Einfluss auf die entsendeten Aufsichts-
ratsmitglieder zu sichern, zumindest rechtlich nicht 
zum Tragen kommen.174 Es gelten jedoch bei der 
Besetzung von Aufsichtsräten und Vorstandsposten 
einer Eigengesellschaft der öffentlichen Hand beim 

Bund das Bundesgremienbesetzungsgesetz175 sowie für 
die Länder die entsprechenden gremienrechtlichen 
Regelungen der Gleichstellungsgesetze der Länder. Das 
bedeutet, dass bei den Besetzungsverfahren auf eine 
gleichberechtigte Teilhabe von Frauen und Männern in 
Gremien wie dem Aufsichtsrat und Vorstand zu achten 
ist. Zudem sind dabei auf Bundesebene und in 
Niedersachsen die Gleichstellungsbeauftragten zu 
beteiligen: vgl. § 19 Abs. 2 BGleiG; § 20 Abs. 2 Nr. 8; § 
16 Abs. 1 Satz 3 Nr. 6 LGG Niedersachsen.  
Eine weitere Möglichkeit, die von der öffentlichen Hand 
entsandten Aufsichtsräte und Vorstandsmitglieder auf 
Gleichstellungsaspekte in privatisierten Einrichtungen 
aufmerksam zu machen, besteht darin, die Ver-
pflichtung zur Förderung von Gleichstellung in die 
Merkblätter für die Entsendung dieser Vertreterinnen 
und Vertreter aufzunehmen.176 
Wenn die privatisierende Körperschaft ihren unmit-
telbaren Einfluss auf die Entscheidungen innerhalb der 
privatisierten Einrichtung sicherstellen will – und das 
gilt nicht nur für Gleichstellungsfragen –, dann ist die 
GmbH im Vergleich zur Aktiengesellschaft die pas-
sendere Rechtsform. Denn hier ist es möglich, sowohl 
dem Geschäftsführer als auch beim Bestehen eines Auf-
sichtsrates177 die Aufsichtratsmitglieder anzuweisen, 
um die Interessen z.B. einer Gemeinde durchzusetzen. 
Das Weisungsrecht besteht sowohl in Sachfragen als 
auch bei Personalentscheidungen178 und kann so auch 
zur Durchsetzung von Gleichstellungsinteressen genutzt 
werden. In diesem Sinne prägt die Entscheidung über 
die Form der Gesellschaft, als GmbH oder als Aktien-
gesellschaft, erheblich die späteren Möglichkeiten zur 
Durchsetzung von Gleichstellungsmaßnahmen in einer 
privatisierten Einrichtung.179  

4.3 Abschluss von Kollektivnormen: Tarif-
verträge oder Dienstvereinbarungen 

Jenseits der rechtlichen Möglichkeiten, Gleichstel-
lungsförderung im Gesellschaftsvertrag bzw. im Priva-
tisierungsgesetz zu integrieren, kann der öffentliche 
Arbeitgeber und Privatisierungsakteur seiner Ver-
pflichtung zum Sicherstellen bzw. zur Hinwirkung der 
Anwendung des Gleichstellungsgesetzes bzw. seiner 
Grundzüge oder Ziele nachkommen, indem er im 
Rahmen des Privatisierungsverfahrens Tarifverträge 
oder Dienstvereinbarungen zur Absicherung von 
Gleichstellung abschließt bzw. auf den Abschluss 
ernsthaft hinwirkt. Das ist aber nur eine Hand-
lungsoption für die Fälle, in denen nicht die Anwendung 
des Gleichstellungsgesetzes im Gesellschaftsvertrag 
oder der Privatisierungsgrundlage selbst verankert 
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werden muss, wie z.B. bei der Regelung des Landes 
Baden-Württemberg zur Umwandlung in eine Gesell-
schaft oder des Landes Thüringen.180  

4.3.1 Tarifverträge 
Tarifverträge gelten grundsätzlich unmittelbar und 
zwingend zwischen den beiderseitig Tarifgebundenen, 
die unter den Geltungsbereich des Tarifvertrages fallen, 
vgl. § 4 Abs. 1 Tarifvertragsgesetz (TVG). Tarifverträge 
wirken von Außen auf die Beschäftigungsverhältnisse 
ein, ohne zugleich Inhalt des Arbeitsvertrages zu wer-
den. Ob Tarifverträge diese Wirkung auch nach der Pri-
vatisierung haben, hängt davon ab, ob sie 
kollektivrechtlich fortgelten oder nicht. Eine solche 
automatische kollektivrechtliche Fortgeltung wird 
angenommen, wenn sowohl die Beschäftigten als auch 
der Arbeitgeber trotz der Privatisierung weiterhin im 
Sinne des § 3 Abs.1 TVG tarifgebunden sind. Dies 
erfordert zweierlei: Erstens müssen die Beschäftigten 
auch nach der Privatisierung weiterhin Mitglieder der 
tarifabschließenden Gewerkschaft sein und der privat-
rechtliche Arbeitgeber, wie z.B. die neu gegründete 
GmbH, muss demselben Arbeitgeberverband angehören 
wie der öffentlich-rechtliche Arbeitgeber vor der Priva-
tisierung. Zweitens muss der privatisierte Bereich 
weiterhin unter denselben fachlichen und räumlichen 
Geltungsbereich des Tarifvertrages fallen.181 Die Mit-
gliedschaft privater Unternehmen in den Arbeitge-
berverbänden, in denen öffentlich-rechtliche Arbeit-
geber organisiert sind, ist zumeist nur dann zulässig, 
wenn eine unmittelbare oder mittelbare Beteiligung der 
öffentlichen Hand an dem privaten Unternehmen 
besteht.182 Diese Voraussetzung ist im Rahmen von  
Aufgabenprivatisierungen und zum Teil auch bei 
funktionalen Privatisierungen nicht erfüllt. Bei der 
Privatisierungsart der Organisationsprivatisierung je-
doch stellt diese Anforderung kein Hindernis für die 
Tarifbindung des privatrechtlichen Arbeitgebers dar. 
Denn bei einer Organisationsprivatisierung geht es 
nicht um eine Aufgabenübertragung an „echte“ Private. 
Stattdessen behält die öffentliche Hand zum Beispiel 
100 Prozent der Gesellschaftsanteile der neuen GmbH 
und verfügt damit über die nach den Satzungen der 
öffentlich-rechtlichen Arbeitgeberverbände notwendige 
unmittelbare Beteiligung. Insofern ist bei Organi-
sationsprivatisierungen in der Regel eine automatische 
kollektivrechtliche Weitergeltung bestehender Tarifver-
träge gegeben.183  
Wenn der privatrechtliche Arbeitgeber trotz der Mög-
lichkeit dem öffentlich-rechtlichen Arbeitgeberverband 
nicht beitritt, also nicht mehr tarifgebunden ist, dann 
kommt § 613a Abs. 1 Satz 2 BGB zum Tragen und 

wandelt die Normen der vor der Privatisierung beste-
henden Tarifverträge in individualrechtliche Rege-
lungen des Arbeitsvertrages um.184 In der Regel un-
terliegen die nunmehr individualrechtlichen Regelun-
gen einem einjährigen Bestandsschutz, es sei denn, sie 
werden durch andere tarifrechtliche Regelungen ab-
gelöst, vgl. § 613a Abs. 1 Satz 3 BGB.185 Dies kann dann 
geschehen, wenn beispielsweise bei einer Organisa-
tionsprivatisierung durch Ausgliederung die tarif-
rechtlichen Regelungen des aufnehmenden Unterneh-
mens gelten, auch wenn diese schlechter sind für die 
Beschäftigten als die tarifrechtlichen Regelungen des 
ausgegründeten Unternehmens. 
Die kollektivrechtliche Fortgeltung von Tarifverträgen 
bedeutet, dass auch die Regelungen in Tarifverträgen 
zur Förderung von Gleichstellung sowie eigene Gleich-
stellungstarifverträge automatisch nach einer Orga-
nisationsprivatisierung weiter gelten. Insofern können 
Privatisierungsakteure ihrer Verpflichtung nach dem je-
weiligen Gleichstellungsgesetz zur Sicherstellung bzw. 
zum Hinwirken auf die Anwendung des Gleichstellungs-
gesetzes dadurch rechtlich wirksam nachkommen, in-
dem sie im Vorfeld von Organisationsprivatisierungen 
Tarifverträge zur Förderung von Gleichstellung der 
Geschlechter im privatisierten Betrieb abschließen bzw. 
Regelungen zur Gleichstellungsförderung in einen all-
gemeinen Tarifvertrag, der aus Anlass der Organi-
sationsprivatisierung abgeschlossen wird, integrieren. 
Für die Inhalte solcher Tarifverträge können die Kern-
elemente des jeweiligen Gleichstellungsgesetzes ge-
nutzt werden, wie die Verankerung einer Gleichstel-
lungsbeauftragten, das Aufstellen eines Gleichstel-
lungsplans, Berichtspflicht sowie Bevorzugungsregeln 
zum Abbau der Unterrepräsentanz von Frauen in der 
privatisierten Einrichtung.186 Als Beispiel ist hier der 
Rahmentarifvertrag zur sozialen Absicherung im Fall 
von Privatisierung zwischen dem Land und der Stadt-
gemeinde Bremen und der Gewerkschaft für Öffentliche 
Dienste, Transport und Verkehr vom 25. Januar 1999 zu 
nennen, der in § 6 den Privatisierungsakteur zur 
Frauenförderung verpflichtet.187 Als Vorbild können hier 
zudem die Tarifverträge gelten, die die großen ehe-
maligen Staatsmonopolisten wie die Post, Telekom und 
die Deutsche Bahn im Zusammenhang mit ihren Orga-
nisationsprivatisierungen geschlossen haben, die zum 
Teil analoge Regelungen aus dem BGleiG in Firmen-
tarifverträge übernommen haben, wie z.B. die Berufung 
einer Gleichstellungsbeauftragten oder das Aufstellen 
eines Gleichstellungsplans.188 Im Anhang des 
Rechtshandbuches von Thomas Blanke und Sebastian 
Fedder findet sich zudem ein Muster für einen Tarif-
vertrag, der einen Paragraph zur „Frauenförderung“ 
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enthält, vgl. § 9.189 Dies kann zumindest als Vorlage für 
einen Mindestinhalt genutzt werden. 
Allerdings scheinen die Gewerkschaften ihre Gestal-
tungs- und Verhandlungsmöglichkeiten für Gleich-
stellung im Allgemeinen nicht auszunutzen.190 Eine Un-
tersuchung von Christina Klenner hat ergeben, dass Ta-
rifregelungen zur Förderung der Gleichstellung der Ge-
schlechter noch relativ selten sind.191 Reinhard Bispinck 
spricht daher von einem „beunruhigenden tarifpo-
litischen Stillstand“ gesprochen.192  
Die Gleichstellungsregelungen eines solchen kol-
lektivrechtlich fortgeltenden Tarifvertrages entfalten 
nur gegenüber den Beschäftigten seine Wirkung, die 
schon vor der Organisationsprivatisierung in der öf-
fentlichen Einrichtung beschäftigt waren und nur für die 
Angestellten und Arbeitnehmenden des öffentlichen 
Dienstes. Auf Regelungen, die Bestandsschutz gewähr-
leisten, können sich Neubeschäftigte naturgemäß nicht 
berufen. Auf lange Sicht gesehen führt daher eine 
Absicherung von Gleichstellung allein über Tarifverträge 
zu einer gleichstellungsrechtlichen Diskrepanz zwi-
schen der Stammbelegschaft und den Neubeschäftig-
ten, obwohl die Einrichtung weiterhin zu 100 Prozent 
der öffentlichen Hand gehört. Da für Angelegenheiten 
von Beamtinnen und Beamten sowie für außertarifliche 
Angestellte keine Tarifverträge abgeschlossen werden 
können,193 gilt die kollektivrechtliche Fortgeltung nicht 
für diese Gruppen.  

4.3.2 Dienstvereinbarungen 
Als nächstes stellt sich die Frage, ob auch Dienst-
vereinbarungen für den Privatisierungsakteur geeignet 
sind, um seine Verpflichtung zur Absicherung der 
Gleichstellung der Geschlechter bei Organisationspri-
vatisierung zu erfüllen. Ähnlich wie beim Tarifvertrag 
kommt es darauf an, ob die vor der Organisationspri-
vatisierung geschlossenen Dienstvereinbarungen noch 
nach der Privatisierung kollektivrechtlich weiter gelten. 
Diese Frage stellt sich insbesondere deswegen, weil sich 
mit der Organisationsprivatisierung ein Wechsel vom 
Personalvertretungsrecht zum Betriebsverfassungsrecht 
vollzieht194 und das nun geltende Betriebsverfas-
sungsrecht die Dienstvereinbarung nicht kennt, son-
dern stattdessen die Betriebsvereinbarung. Ein großer 
Teil des Schrifttums lehnt die kollektivrechtliche Fort-
geltung von Dienstvereinbarungen nach Privatisierung 
ab. Diese Auffassung sieht eine Parallele zum Per-
sonalratsamt. In vergleichbarer Weise wie dieses Amt 
erleide auch die Dienstvereinbarung den „rechtlichen 
Tod“.195 Zu Recht weist Thomas Blanke jedoch darauf 
hin, dass der Dienstvereinbarung im öffentlichen Dienst 
die gleiche Funktion zukomme wie der Betriebs-

vereinbarung im privatwirtschaftlichen Bereich.196 
Sowohl die Betriebsvereinbarung als auch die Dienst-
vereinbarung sind die Mittel, um die Beteiligung der 
jeweiligen Interessenvertretung bei der Gestaltung 
bestimmter betrieblicher Angelegenheiten zu regeln 
sowie unabdingbare einheitliche Arbeitsbedingungen 
für alle Beschäftigten festzulegen.197   
Insofern sind die beiden Vereinbarungsarten in ihrer 
Zielrichtung und Intention vergleichbar. Aufgrund 
dieser Vergleichbarkeit gilt nach der hier vertretenen 
Auffassung eine Dienstvereinbarung automatisch kol-
lektivrechtlich als Betriebsvereinbarung in dem or-
ganisationsprivatisierten Betrieb fort.198 Dies gilt aber 
nur für den Fall, dass der privatrechtliche Betrieb in 
seiner Identität im Wesentlichen fortbesteht.199 Dies ist 
nicht der Fall, wenn im Rahmen einer Ausgliederung 
nach dem UmwG der Betrieb durch die Aufnahme in 
einen bestehenden Betrieb seine rechtliche Selbstän-
digkeit verliert. In einem solchen Fall gelten die Be-
triebsvereinbarungen des aufnehmenden Betriebes ge-
mäß § 77 Abs. 4 Satz 1 BetrVG für die übergegangenen 
Beschäftigungsverhältnisse.200 Wenn nach einer Priva-
tisierung die betriebliche Einheit nicht weiter fortbe-
steht, kommt die Auffangnorm des § 613a Abs. 1 Satz 2 
BGB zur Anwendung.201 Diese Norm führt dazu, dass die 
Dienstvereinbarung in Individualrecht umgewandelt 
wird, damit Bestandteil des Arbeitsvertrages wird und 
für die Zeit von einem Jahr nicht zum Nachteil des Be-
schäftigten geändert werden darf.202  
Bei den verschiedenen Privatisierungsformen der Or-
ganisationsprivatisierung wird in der Regel die be-
triebliche Einheit erhalten bleiben, da es hier anders als 
bei der Aufgabenprivatisierung oder der funktionalen 
Privatisierung nicht um die vollständige oder zumindest 
teilweise Übertragung von Aufgaben geht, sondern die 
Aufgabe auch weiterhin mit derselben Betriebseinheit, 
nur mit einem privatrechtlichen Rechtsträger in öffent-
licher Hand, fortgeführt werden soll. Der Anwendungs-
bereich des § 613a Abs. 1 Satz 2 BGB ist damit im Fall 
der Organisationsprivatisierung kaum vorhanden. An-
ders sieht das aus, wenn – wie mit einem großen Teil 
des Schrifttums – die automatische Weitergeltung der 
Dienstvereinbarung als Betriebsvereinbarung im pri-
vatisierten Betrieb abgelehnt wird.  
Wenn für die Privatisierung ein Privatisierungsgesetz 
gestaltet wird, finden sich dort oft auch spezialge-
setzliche Regelungen, in denen teils befristet, teils 
unbefristet die Weitergeltung von Dienstvereinba-
rungen als Betriebsvereinbarungen festgelegt worden 
ist,203 wie z.B. § 25 Abs. 3 Postpersonalrechtsgesetz 
vom 14.9.1994.204 Wenn die Fortgeltung einer Gleich-
stellungsdienstvereinbarung explizit im Privatisierungs-
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gesetz verankert wird, erspart man sich Streitigkeiten 
darüber, ob und wie diese Dienstvereinbarung fort gilt. 
Ferner werden oft im Zusammenhang mit Privati-
sierungen Personalüberleitungsverträge abgeschlossen. 
Auch in Personalüberleitungsverträgen kann vereinbart 
werden, dass Dienstvereinbarungen als Betriebs-
vereinbarungen weiter gelten. Wenn dort die Fortgel-
tung der Dienstvereinbarung zur Absicherung von 
Gleichstellung bei Organisationsprivatisierung ver-
einbart wird, trägt dies zur effektiven Absicherung von 
Gleichstellung bei Privatisierung bei. 
Die konkreten  Regelungsinhalte sind an den Inhalten 
des jeweiligen Gleichstellungsgesetzes auszurichten.205 
Wie bei Tarifverträgen gelten Dienstvereinbarungen nur 
für die Stammbelegschaft und nicht für Neubeschäftigte 
sowie nicht für Beamtinnen und Beamte.206  

Dienstvereinbarungen sind jedoch auf Bundesebene nur 
zulässig, soweit sie das Bundespersonalvertretungs-
gesetz (BPersVG) vorsieht, vgl. § 73 Abs. 1.207 Da nach § 
76 Abs. 2, Nr. 10 BPersVG Dienstvereinbarungen zur 
Durchsetzung der tatsächlichen Gleichberechtigung von 
Frauen und Männern möglich sind,208 können auch im 
Rahmen von Privatisierungen Dienstvereinbarungen zur 
Gleichstellung bei Privatisierungen des Bundes 
vereinbart werden. Jedoch ist eine Dienstvereinbarung 
wegen des Tarifvorranges nur dann möglich, wenn zu 
dem Regelungsbereich keine tarifliche Regelung be-
steht.209 Die Bundesländer Baden-Württemberg, 
Bayern, Hessen, Saarland, Sachsen und Thüringen 
haben sich dieser Regelungstechnik in Form einer 
Positivliste angeschlossen. In den anderen Bundes-
ländern sind Dienstvereinbarungen erlaubt, wenn nicht 
gesetzliche oder tarifliche Regelungen entgegen-
stehen.210  

Tabelle 4 "Handlungsoptionen zur Absicherung von Gleichstellung in Privatisierungsgrundlagen“ 

Handlungsoption Vereinbarungsinhalt 

 Weitergeltungsvereinbarung  Vereinbarung, dass die Vorschriften des entsprechenden 
Gleichstellungsgesetzes weiterhin anzuwenden sind 

 Integration von Gleichstellung 
in den Ziel- und 
Aufgabenkatalog der 
Gesellschaft und der 
Gesellschaftsorgane 

 Verankerung von Gleichstellung als Unternehmensziel bzw. 
Integration von Gleichstellung in die Unternehmensziele 

 Erweiterung der Aufgabenkataloge der Gesellschaftsorgane 

 Abschluss von Kollektivnormen 
(Tarifverträge und 
Dienstvereinbarungen) 

 Je nach Vorgabe des geltenden Gleichstellungsgesetzes sind die 
gesamten Regelungsinhalte oder nur die Grundzüge bzw. die Ziele 
des Gleichstellungsgesetzes zu übernehmen. 
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Die hier vorgestellten Varianten zur Absicherung von 
Gleichstellung bei Organisationsprivatisierung stehen 
in keinem Spezialitätsverhältnis, sondern sind je nach 
Einzelfall und Durchsetzbarkeit miteinander zu kom-
binieren. 
Bisher lässt sich wenig über die tatsächliche Umsetzung 
aussagen. Es bedarf zur Weiterentwicklung dieser Ma-
terie daher dringend der Gesetzesevaluationen, die Auf-
schluss darüber geben, ob und inwiefern es ein An-
wendungsdefizit bezüglich des bestehenden Rechts 
gibt, wie es also um die Wirksamkeit dieser Rechts-
vorschriften bestellt ist. 

5 Fazit  

In diesem Artikel geht es nicht um die Frage, ob Pri-
vatisierung an sich gut oder schlecht ist, ob die 
behaupteten Vorteile eintreten oder sich vielmehr die 
befürchteten Gefahren verwirklichen. Denn die Ent-
scheidung für oder gegen Privatisierung ist zumeist eine 
politische Entscheidung und weniger eine Rechtsfrage. 
Jedoch ist bei der konkreten Ausgestaltung der 
Privatisierung und spezielle der hier vertieft unter-
suchten Organisationsprivatisierung geltendes Recht 
und damit auch bestehendes Gleichstellungsrecht zu 
berücksichtigen. Der Artikel zeigt daher, dass auch bei 
Privatisierungen Gleichstellungsaspekte zu beachten 
sind und die Vertretungen der öffentlichen Hand bei 
Privatisierungsvorgängen und insbesondere bei Or-
ganisationsprivatisierungen an gleichstellungsrechtli-
che Vorgaben aus den Gleichstellungsgesetzen der Län-
der und des Bundes gebunden sind. Der Artikel liefert 
darüber hinaus einen systematischen Überblick über die 
bestehenden Vorgaben und erläutert verschiedene 
rechtliche Handlungsoptionen zur Erfüllung dieser Vor-
gaben. Denn diese sind in den Gleichstellungsgesetzen 
oft nur sehr abstrakt formuliert und postulieren zumeist 
eine wenig konkrete Hinwirkungs- oder Sicherstel-
lungspflicht bezüglich der Gründzüge oder Ziele des 
jeweiligen Gleichstellungsgesetzes. Die hier vorge-
stellten Handlungsmöglichkeiten, wie der Abschluss 
von Tarifverträgen oder Dienstvereinbarungen zeigen, 
wie im Rahmen von Privatisierungsverfahren Gleich-
stellungsverpflichtungen der öffentlichen Hand über 
die Privatisierung hinweg abgesichert werden können.  
Bisher gibt es noch keine wissenschaftliche Untersu-
chung dazu, ob und in welcher Weise die gleichstel-
lungsrechtlichen Vorgaben tatsächlich bei Privatisie-
rungen angewendet werden. Bisher ist unklar, ob die 
handelnden Akteure die einschlägigen Rechtsnormen 
überhaupt kennen. Zweifelhaft scheint auch in vielen 

Fällen der politische Wille Gleichstellungsfragen im 
Rahmen von Privatisierung ernsthaft absichern zu 
wollen. Wo dieser Wille fehlt, bleibt der Hinweis auf 
rechtliche Möglichkeiten bzw. Pflichten oft folgenlos. 
Das ist nicht zuletzt deshalb möglich, weil Gleichstel-
lungsrecht kaum Sanktionen kennt.  
Das Problem des gleichstellungsrechtlichen Rück-
schritts durch Privatisierung besteht in dieser Form, 
weil sich das Gleichstellungsrecht für den öffentlichen 
Dienst – trotz des für beide Bereiche geltenden All-
gemeinen Gleichbehandlungsgesetzes – bezüglich des 
Schutzniveaus und der Regelungsdichte im Vergleich 
zum privatwirtschaftlichen Bereich unterscheidet. Die 
einfachste Form, dieser Gefahr des Rückschritts zu be-
gegnen, wäre die Angleichung beider Gleichstel-
lungsrechte. Dies ist eine alte Forderung der Frauen-
bewegung, die immer wieder unter dem Schlagwort „Ein 
Gleichstellungsgesetz für die Privatwirtschaft“ erhoben 
wird. Mit der Umsetzung dieser Forderung ließen sich 
viele gleichstellungsrechtliche Probleme lösen, so auch 
das Problem eines drohenden Gleichstellungsdefizits 
durch Privatisierung. 
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Seiten zur Verwaltungsmodernisierung liefert; siehe dazu 
http://www.berlin.de/verwaltungsmodernisierung/bundundl
aender.html; zuletzt aufgerufen am 9.2.2011. 
54 Ausführlicher dazu siehe Bogumil/Ebinger 2011; Brenski 
2005; Konzendorf/Bräunlein 2003; Bürsch/Müller 2000; 
Bogumil 2000, S. 154ff.  
55 Bogumil/Ebinger 2011, S. 48. 
56 Siehe dazu Kißler/Bogumil/Greifenstein 2000; Bogumil 
2000, S. 161; Bogumil 1997; Reichard 1996; 
Reichard/Wollmann 1996. 
57 Das NSM ist entstanden in Anlehnung an die Erfahrungen 
der Stadt Tilburg im Rahmen von niederländischen 
Reformvorhaben. 
58 Eine Auswahl aus der reichhaltigen Literatur: Bogumil et al. 
2008; Bogumil et al. 2007; Kißler/Bogumil/Greifenstein 
2000; Ipsen, DVBl 1998. 
59 Vgl. dazu König/Füchtner 1999, S. 17ff.. 
60 Gramm 2001, S. 94ff.. 
61 Ellwein/Hesse 1994. 
62 Siehe die Darstellung des Rückgangs von Privatisierung im 
Jahre 2011 bei Fondazione Eni Enrico Mattei/KPMG Advisory 
S.p.A. 2012. 
63 Scheele 2010, S. Rn 52ff.; Stober, NJW 2008, S. 2301. 
64 Siehe dazu Scheele 2010, S. Rn. 59ff.; Röber, VM 2009. Eine 
Übersicht zur Re-Kommunalisierung von Wasserprivatisie-
rungen findet sich z.B. bei 
http://www.remunicipalisation.org/; zuletzt aufgerufen am 
13.12.2012. Nach einer Studie plant zwar jede dritte Groß-
stadt weiterhin Privatisierungen, aber auch jede zehnte Stadt 

http://www.berlin.de/verwaltungsmodernisierung/bundundlaender.html
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in Deutschland beabsichtigt Privatisierungen rückgängig zu 
machen; siehe Janetschek 2007, S. 18f.. 
65 Hoffmann-Riem 2005, S. 91. 
66 So Kißler 1999, S. 13. 
67 Schiek weist daraufhin, dass in der Vergangenheit die 
Beschäftigung von Frauen im öffentlichen Dienst eher vom 
Ausschluss von Frauen geprägt war, wie zum Beispiel die 
Zölibatsklauseln der Weimarer Zeit zeigen, aufgrund derer 
Beamtenverhältnisse von Frauen mit der Eheschließung 
endeten oder auflösbar wurden; siehe dazu Schiek et al.-
Schiek 2002, 45. 
68 Bothfeld 2005, S. 162ff.. 
69 Für den öffentlichen Dienst der Bundesebene siehe 
BMFSFJ  16.12.2010, S. 20ff.. Eine aktuelle Studie zeigt aber 
auch, dass die Anteile der Frauen in Führungspositionen im 
öffentlichen Dienst stark vom Ressort und Politikfeld ab-
hängen; siehe dazu Schimeta 2012.  
70 Wiechmann 2006; Oppen/Simon 2004; Kölling, innovative 
Verwaltung 2003; DiLuzio 2002; Bücker-Gärtner 2001; 
Kißler/Wiechmann 1999; Stiegler 1996. 
71 Siehe zur Entstehung und Entwicklung Frey 2004; 
Fuhrmann 2005; Stiegler 2002; Schweikert 2002; 
Lewalter/Geppert/Baer, Gender 2009; 
Krell/Mückenberger/Tondorf 2011. 
72 Ohlde/Olthoff 2011; Baer 2005; Hauffe 2003; Jess/Riggers 
2001. 
73  Vgl. Bundesregierung 1999a, S. 11/16. Im aktuellen 
Regierungsprogramm zur Verwaltungsmodernisierung finden 
sich – wie auch schon im Vorprogramm – keine Bezüge zu 
Gleichstellung und Gender Mainstreaming mehr; siehe dazu 
Bundesministerium des Innern September 2010; Bundes-
ministerium des Innern November 2006. Für die Verschrän-
kung von Gender Mainstreaming und Verwaltungsmoder-
nisierung vgl. exemplarisch folgende Länder: Berlin: siehe 
unter  
http://www.berlin.de/verwaltungsmodernisierung/weitere-
modernisierungsfelder/personalmanagment/gender-
mainstreaming/; Brandenburg: siehe unter 
http://www.masf.brandenburg.de/cms/detail.php/bb1.c.18
7015.de; Saarland: Siehe o.J., S. 111ff; Schleswig-Holstein: 
Bericht der Landesregierung, Verwaltungsmodernisierung 
und Entbürokratisierung, Drucksache 16/720, vom 
18.4.2006. Das Land Niedersachsen hat einen Leitfaden zur 
Bewertung von geschlechtspezifischen Auswirkungen bei 
Reformmaßnahmen der Staatsmodernisierung heraus-
gegeben; siehe Niedersächsische Staatskanzlei o.J.. Auch 
einige Kommunen haben Verwaltungsmodernisierung mit 
Gender Mainstreaming zur Verbesserung ihrer Gleich-
stellungspolitik genutzt; siehe dazu als Beispiel Wiechmann 
März 2002. 
74 Geppert/Lewalter 2011; Krell et al. 2011 m.w.N. 
75 Baer/Englert 2006. 

                                                                                   
76 Zu Gender Budgeting siehe Bergmann et al. 2004; Frey 
2003; Schratzenstaller 2002. 
77 Eine Eigengesellschaft liegt vor, wenn die Gesellschafts-
anteile zu 100% der öffentlichen Hand gehören. Im Kontrast 
dazu wird von einer Beteiligungsgesellschaft gesprochen, 
wenn nur bestimmte Anteile der Gesellschaft der öffentlichen 
Hand gehören. Die Organisationsprivatisierung konzentriert 
sich auf die Eigengesellschaft, vgl. Dreier -Schulze-Fielitz 
2006, Art. 20a, Rn.109; aA Kirchhof, AöR 2007, S. 225. 
78 Lämmerzahl 2007, S. 101ff.; Dreier -Schulze-Fielitz 2006, 
Art. 20a, Rn. 109; Lackner 2004, S. 108; Weiß 2002, S. 30; 
Gramm 2001, S. 110; Schuppert 2000, S. 370; Schoch, DVBl 
1994, S. 962. Zu sonstigen Rechtsformen, die bei einer Orga-
nisationsprivatisierung in Frage kommen, siehe Nagel 2010, 
S. Rn. 327ff..  
79 Daher wird diese Privatisierungsart auch als formelle Pri-
vatisierung bezeichnet; siehe dazu Dreier -Schulze-Fielitz 
2006, Art. 20a, Rn. 108; Lackner 2004, S. 108f; Schuppert 
2000, S. 370; Schoch, DVBl 1994, S. 962. 
80 Janetschek 2007, S. 12; Püttner, LKV 1994, S. 195; Di 
Fabio, JZ 1999, S. 588; Josef Isensee spricht von „Etiket-
tenschwindel“; siehe Isensee, VVDStRl 1995, S. 303. 
81 Siehe hierzu etwa Stober, NJW 2008, S. 2307. 
82Gramm 2001, S. 110; Kämmerer, JZ 1996, S. 1044; Schoch, 
DVBl 1994, S. 973.  
83 Kirchhof, AöR 2007, S. 241f. 
84 Kirchhof, AöR 2007, S. 243; Maunz/Dürig-Herdegen 
Februar 2005, Art. 1 Abs. 3, Rn. 95; Dreier -Dreier 2004, Art. 1 
III, Rn. 68.  
85 Dies wird auch als Verwaltungsprivatrecht bezeichnet; 
siehe dazu Maurer 2009, S. 51. Die Grundrechtsbindung 
privatisierter Unternehmen hat das BVerfG in einem aktuellen 
Urteil auch für die von der öffentlichen Hand beherrschten 
gemischtwirtschaftlichen Unternehmen in Privatrechtsform, 
sog. Beteiligungsgesellschaften ausgesprochen; siehe dazu 
BVerfG Urteil  vom 22.2.2011, 1 BvR 699/06, online unter 
http://www.bundesverfassungsgericht.de/entscheidungen/r
s20110222_1bvr069906.html; zuletzt aufgerufen am 
24.6.2013. 
86 Baden 2010, S. Rn. 4; Lackner 2004, S. 110.  
87 Öffentlich-rechtliche Unternehmen der Kommunen sind oft 
als Eigenbetrieb oder als Regiebetrieb organisiert. Bei einem 
Eigenbetrieb handelt es sich um eine nicht-rechtsfähige Ein-
richtung, die den Vorteil hat, organisatorisch und 
finanzwirtschaftlich aus der Gemeindeverwaltung aus-
gegliedert zu sein. Die Einzelheiten regeln Eigenbetriebs-
gesetze oder –verordnungen. Regiebetriebe wurden tra-
ditionell gegründet, um den Eigenbedarf von Gemeinden zu 
decken. Im Gegensatz zum Eigenbetrieb ist der Regiebetrieb 
organisatorisch und haushaltsrechtlich voll in die Gemein-
deverwaltung eingegliedert. Siehe dazu Steiner 2006, S. 
115f.; Gern 2003, S. 476ff.; Semler/Volhard 2002, S. Rn. 42-
56. 
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88 Ewald 2005, S. 19; Schaub, PersV 1998, S. 100. 
89 Vgl. dazu das Gesetz über die Errichtung des Universi-
tätsklinikums Gießen und Marburg vom 16. Juni 2005, GVBl. 
Hessen Teil 1, S. 432 sowie die Sachverhaltsdarstellung im 
Beschlusses des BVerfG vom 25. Januar 2011, 1 BvR 1741/ 
09, online abzurufen unter 
http://www.bundesverfassungsgericht.de/entscheidungen/r
s20110125_1bvr174109.html?Suchbegriff=1+BvR+1741%2F
09; zuletzt aufgerufen am 17.6.2013. 
90 Gerstlberger Mai 2009; Killian et al. 2006; Schuppert 2000, 
S. 370; für Kommunen siehe Trapp/Bolay 2003. Die Studie 
von Ernst & Young zu Privatisierung bei den Kommunen wird 
hier nicht aufgeführt, weil sie sich explizit nicht auf Organi-
sationsprivatisierung bezieht; vgl. Janetschek 2007, S. 12. 
91 Vgl. die ausführliche Beschreibung der Organisations-
privatisierung der ehemaligen Deutschen Bahn bei Engartner 
2008; Zobel 2007, S. 10ff.. 
92 Burgi 2008, S. D32; Kirchhof, AöR 2007, S. 247; Dreier -
Schulze-Fielitz 2006, Art. 20a, § 12, Rn. 112; Gramm 2001, S. 
107f.; Schuppert 2000, S. 371; Schoch, DVBl 1994, S. 962. 
93 Insbesondere die materielle Privatisierung hat die verfas-
sungsrechtliche Staatsaufgabendebatte wieder aufkommen 
lassen. Es geht darum, ob es privatisierungsfeste Staats-
aufgaben gibt, die zumindest nicht materiell privatisiert wer-
den dürfen oder ob jegliche Staatsaufgabe privatisierungs-
fähig ist. Siehe dazu Kirchhof, AöR 2007, S. 248ff.; Baer 
2012; Gramm 2001. Trotz jahrzehntelanger Versuche fehlt es 
bis heute an zuverlässigen Kriterien für die Unterscheidung 
zwischen staatlichen und privaten Aufgaben, wobei damit 
noch nichts über den Modus der Wahrnehmung der staat-
lichen Aufgabe ausgesagt ist. Vgl. dazu auch die Einschät-
zung bei Naschold 2000a, S. 66f.. Daher ist die Beschäftigung 
mit dem Aufgabenbegriff nur wenig hilfreich, zudem immer 
mehr auch Aufgaben, die früher zur Kernkompetenz des 
Staates gehört haben, von Privaten übernommen werden, wie 
z.B. der Bereich Strafvollzug; siehe dazu Scheele 2010, S. Rn. 
168ff.; DBH-Fachverband für Soziale Arbeit 2008; zum Aufga-
benbereich öffentliche Sicherheit und Gefahrenabwehr siehe 
Adam/Stober 2009. 
94 Zu Recht wird darauf hingewiesen, dass bei der Berechnung 
der Staatsentlastung die Regulierungstätigkeiten des Staates 
berücksichtigt werden müssen und dann in vielen Fällen kaum 
mehr Entlastungseffekte zu verzeichnen sind; vgl. dazu Gers-
dorf, JZ 2008, S. 831. Zu Einzelheiten der Regulierung bei 
Privatisierung siehe Scheele 2010, S. Rn. 67-106.  
95 Unter Vermögensprivatisierung wird die privatrechtliche 
Übertragung von Vermögensgegenständen der öffentlichen 
Hand, wie z.B. Liegenschaften oder Kapitalanteile an Unter-
nehmen, auf Private verstanden; siehe dazu Schuppert 2000, 
S. 370f.. 
96Schuppert 2000, S. 371 anders Lackner 2004, S. 111, der 
Vermögensprivatisierung als Unterfall von Aufgabenpriva-
tisierung behandelt. 

                                                                                   
97 Vgl. Janetschek 2007, S. 11ff., wobei auch 10% der 
Gemeinden Re-Kommunalisierungen planen, siehe Janet-
schek 2007, S. 18. 
98 Wobei neben der Aufgaben- und Organisationsprivati-
sierung noch die Vermögensprivatisierung als eigene Priva-
tisierungsart steht, die auch kein Zusammenwirken mit 
Privaten beinhaltet. Vgl. Schuppert 2000, S. 370f. In der 
Literatur finden sich bis zu neun verschiedene Privatisie-
rungsarten, so bei Krölls, GewArch 1995, S. 130ff.. 
99 Burgi 2010, S. Rn. 11ff.; Gersdorf, JZ 2008, S. 831; Stober, 
NJW 2008, S. 2302; Ewald 2005, S. 16ff.; Lackner 2004, S. 
107ff..  
100 Lackner 2004, S. 111; Ewald 2005, S. 19ff.. 
101 Schoch, DVBl 1994, S. 962ff.. 
102 Sterzel 2010, S. Rn. 150. 
103 Sterzel 2010, S. Rn. 149. 
104Auch die Begriffe wie „Outsorcing“ und „Contracting out“ 
sind Vorgänge, die in diesen Bereich fallen. Unter „Out-
sourcing“ wird in der Regel die Auslagerung einer Ressource 
an ein externes Unternehmen verstanden. Mit „Contracting 
out“ werden Vorgänge beschrieben, bei denen sich die Ver-
waltung durch Abschlüsse von Verträgen mit Privaten von 
diesen die Wahrnehmung öffentlicher Aufgaben vorbereiten 
oder durchführen lässt. Siehe dazu Lämmerzahl 2007, S. 
108f. Da es hier auch um ein Zusammenwirken von Staat und 
Privat geht, kommt diesen Begriffen kein eigenständiger 
Bedeutungsgehalt zu. Vielmehr sind diese Vorgänge als 
funktionale bzw. Teilprivatisierung einzuordnen. 
105 DBB Tarifunion Februar 2005, S. 18f.; Vogelgesang, PersV 
2005, S. 4. 
106 Zur Fortgeltung von kollektiven Normen, wie z.B. 
Tarifverträge siehe unten Abschnitt 4.3 
107 So schon Blanke/Sterzel 1999, S. 112f.; siehe auch 
Hartmann 2008, S. 31. 
108 Vgl. {Schiek et al.-Schiek 2002, Rn. 71ff.; Löser-Priester 
2003; für die Privatisierung der Deutschen Bahn siehe Frey 
2007, S. 167f.. 
109 Schiek et al.-Schiek 1996, Rn. 202. 
110 Schiek et al.-Schiek 2002, Rn. 203. 
111 § 3 BGleiG; § 3 ChancenG BaWü; Art. 1 BayGlG ; § 1 LGG 
Berlin; § 2 LGG Brandenburg; § 2 LGG Bremen; § 2 
Gleichstellungsgesetz Hamburg; § 2 HGlG; § 1 GlG M-V; § 2 
NGG; § 2 LGG NRW; § 2 LGG Rh-Pf; § 2 LGG Saar; § 1 SächsFFG; 
§ 2 FrFG; § 2 GstG SH; § 1 ThürGleichG. 
112 Eine Ausnahme stellt das ChancenG BaWü dar. Das Gesetz 
gilt nur für die unmittelbare Landesverwaltung; siehe dazu 
zum vorherigen Landesgleichsellungsgesetz für Baden-
Württemberg Schiek et al.-Schiek 2002, Rn. 436f.. 
113 § 3 Abs. 1 Nr. 3 ChancenG BaWü; § 2 Abs. 1 Satz 1 HGlG; § 
1 Nr. 6, 7 GlG M-V; § 2 Nr. 3, 4 NGG; § 2 Abs. 1 Satz 1 LGG 
NRW; § 2 Abs. 1 Satz 1 LGG Rh-Pf. 
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114 § 3 Abs. 1 Nr. 5 ChancenG BaWü; § 2 Abs. 1 Satz 2 LGG 
Brandenburg; § 2 Abs. 1 Satz 2 HGlG; § 2 Abs. 1 Satz 1 LGG 
NRW. 
115 § 2 Abs 1 Nr. 3 NGG; § 2 Abs. 2 Satz 1 LGG Rh-Pf. 
116 § 2 Abs. 3 LGG Brandenburg. 
117 Schiek et al.-Schiek 2002, Rn. 70; BVerwGE vom 
13.6.2001, PersR 2001, 418 (419)  m.w.N. 
118 Siehe Weber 2010, S. 13.  
119 Roetteken -Roetteken 2002, § 3, Rn. 12f.; ihm folgend 
Urteil des OVG Münster vom 30.4.2010, 1 A 3242/ 07 sowie 
Urteil des VG Gelsenkirchen vom 19.10.2007, DÖD 2008, 89 
(90), in dem die Anwendung des BGleiG im Fall einer Orga-
nisationsprivatisierung bejaht und für den Fall einer mate-
riellen Privatisierung verneint wird. Dabei ist zu beachten, 
dass die Definition der Organisationsprivatisierung nicht 
derjenigen dieser Arbeit entspricht, sich nicht an der Or-
ganisationsform orientiert, sondern daran, ob eine öffent-
liche Aufgabe oder eine „darüber hinausgehende soziale und 
wirtschaftliche Tätigkeit“ erledigt wird. 
120 Roetteken -Roetteken 2002, § 3, Rn. 14f.. 
121 Schiek et al.-Schiek 2002, Rn. 852. 
122 Vgl. Bundestagsdrucksache 14/5679, S. 19. 
123 Schiek et al.-Schiek 2002, Rn. 852. 
124 Siehe dazu Kirchhof, AöR 2007, S. 248ff.; Baer 2012; 
Gramm 2001 sowie die Ausführungen dazu in Endnote 97. 
125 Voßkuhle 1999, S. 57f.. 
126 Scheele 2010, S. Rn. 168ff.. 
127 § 3 Abs. 2 BGleiG; § 3 Abs. 3 ChancenG BaWü; Art. 1 Abs. 1, 
Satz 2 BayGlG; § 1a,b LGG Berlin; § 2 Abs. 3 LGG NRW; § 2 Abs. 
3 LGG Rh-Pf; § 2 Abs. 2 LGG Saar; § 2 Abs. 2 ThürGleichG. 
128 Gesetz zur Schaffung der rechtlichen Voraussetzungen für 
die Errichtung eines Unternehmens der städtischen Kranken-
häuser, GVBl. 2001, S. 503. 
129 Vgl. zu dieser Problematik Däubler et al.-Berg 2010, § 88, 
Rn. 5, 14f.. 
130 „Betriebsvereinbarung zur Frauenförderung bei Vivantes“ 
zwischen der Geschäftsführung der Vivantes Netzwerk für Ge-
sundheit GmbH und dem Betriebsrat der Vivantes Netzwerk 
Gesundheit GmbH, Juli 2005; siehe unter 
http://www.pdfdownload.org/pdf2html/pdf2html.php?url=h
ttp%3A%2F%2Fwww.verdi.de%2Fgesundheit-
soziales%2Fthemen%2Ffrauen%2Fliteratur%2Fdata%2FVivan
tes-Berlin.pdf&images=yes; zuletzt aufgerufen am 
12.5.2013. 
131 GVBl., S. 280. Inzwischen ist das LGG Berlin erneut no-
velliert und die Regelungen zu Privatisierungen gerändert 
worden. Siehe GVBl. 2010, S. 502-508, 27.11.2010. 
132 § 2 Abs. 2 ThürGleichG 
133 § 3 Abs. 2 BGleiG 
134 § 3  Abs. 3 ChancenG BaWü 
135 § 1a Abs. 1 LGG Berlin  

                                                                                   
136 Art. 1 Abs. 2 Satz 2 BayGlG;  § 1a Abs. 1 LGG Berlin; § 2 
Abs. 3 Satz 2 LGG NRW  
137 § 1b Abs. 2 LGG Berlin 
138 Schiek et al.-Schiek 2002, Rn. 3246. 
139 § 2 ThürGleichG. 
140 § 1b Abs. 2 LGG Berlin. 
141 Schiek et al.-Schiek 2002, Rn. 3246. 
142 Siehe für das BGleiG Roetteken -Roetteken 2002, § 3, Rn. 
27. 
143 Vgl. Abgeordnetenhaus Berlin, Drucksache 16/3267, S. 
22, auch wenn sich diese Gesetzesbegründung streng genom-
men auf den Entwurf vom 4.6.2010 bezieht und in der be-
schlossenen Fassung vom 18.11.2010 die Nummerierung und 
Einzelheiten der Formulierungen noch geändert wurden. 
144 Roetteken -Roetteken 2002, § 3, Rn. 32. 
145 Roetteken -Roetteken 2002, § 3, Rn. 33. 
146 Siehe Roetteken -Roetteken 2002, § 3, Rn. 34. 
147 Art. 1, Abs. 1 Satz 2 BayGlG; § 2 Abs. 3 Satz 2 LGG NRW; § 2 
Abs. 3 LGG Rh-Pf.  
148 § 1, Abs. 1 Satz 1 LGG NRW; § 1 Abs. 1 LGG Rh-Pf. 
149  § 1 Abs. 2 LGG NRW; § 1 Abs. 2 LGG Rh-Pf. 
150 Art. 2 Abs. 2, 1. Regelbeispiel BayGlG. 
151 Art. 2 Abs. 2, 3. Regelbeispiel BayGlG; § 1 Abs. 1 Satz 2 
LGG NRW. 
152 Art. 2 Abs. 3 BayGlG; § 1 Abs. 3 LGG NRW. 
153 Art. 2 Abs. 2 BayGlG.  
154 Vgl. Abgeordnetenhaus Berlin, Drucksache 16/3267, S. 
22. 
155 § 2 Abs. 2, 1. Alternative LGG Saar.  
156 Bund, Berlin beim Errichten und Umwandeln einer Ge-
sellschaft, NRW bei der Gründung eines privaten Unter-
nehmens. 
157 Baden-Württemberg, Bayern, Berlin beim Halten und 
Veräußern einer Gesellschaft und NRW beim Gehören einer 
Gesellschaft.  
158 Landesregierung Nordrhein-Westfalen 1. April 2005. 
159 Landesregierung Nordrhein-Westfalen August 2008, S. 
141, 161. 
160 Schiek et al.-Schiek 2002, Rn. 2452/2599/2715/3246f. 
Ausführliche Hinweise finden sich bei von Roetteken, der aber 
unter § 3 Abs. 2 BGleiG – anders als in diesem Artikel – die 
Aufgabeprivatisierung fasst; vgl. Roetteken -Roetteken 2002, 
§ 3, Rn. 26ff.. 
161 Vgl. Müller-Nies Juli 2011, S. 4; Göttsche Juli 2011; Schiek 
et al.-Schiek 2002, Rn. 1197. 
162 Bei der Aktiengesellschaft ergibt sich der Mindestinhalt 
aus dem § 24 Abs. 3 Nr. 1-3 AktG, also die Bestimmung der 
Firma, den Sitz der Gesellschaft und den Gegenstand des 
Unternehmens.  
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163 Siehe dazu Fleischer/Goette-Wicke 2010, § 3, Rn. 102ff. 
m.w.N. 
164 Maschke 2010, S. 510ff.; Klenner, WSI-Mitteilungen 2004, 
S. 278ff.. 
165 Fleischer/Goette-Wicke 2010, § 3, Rn. 9 m.w.N. 
166 Fleischer/Goette-Wicke 2010, § 3, Rn. 9. 
167 Bayer et al.-Pentz 2008, § 23, Rn. 69 m.w.N. 
168 Ähnlich schon Schiek et al.-Schiek 2002, Rn. 853. 
169 Für das BGleiG siehe Schiek et al.-Schiek 2002, Rn. 853. 
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8. Fragen zum Text  

8.1. Welcher Zusammenhang besteht zwischen 
Privatisierung und Staats- und Verwaltungsrefor-
men der letzten Jahrzehnte? In welcher Weise und 
bei welchen Handlungsfeldern wurde die Staats- 
und Verwaltungsreform zur Thematisierung von 
Geschlechteraspekten genutzt?  
8.2. Welche Privatisierungsarten gibt es und in 
welcher Weise wirken sich diese auf die Be-
schäftigungsverhältnisse aus? Welche Privatisie-
rungsart führt zur Reduzierung der Anwendungs-
bereiche der Gleichstellungsgesetze und warum? 
8.3. Welche Bundesländer haben rechtliche Vor-
gaben zur Absicherung der Gleichstellung der Ge-
schlechter bei Privatisierungsverfahren? Welches 
Bundesland hat als erstes auf die Gefahr des gleich-
stellungsrechtlichen Rückschritts durch Privati-
sierung reagiert und was war der Hintergrund für 
die gesetzlichen Vorgaben? 
8.4. Welche konkreten Privatisierungsvorgänge 
regeln das Bundes- und die Landesgleichstellungs-
gesetze?  Wer ist für die Umsetzung dieser Vor-
gaben verantwortlich? Welche Unterschiede gibt es 
beim Regelungsinhalt der einzelnen Vorgaben?  
8.5. In welcher Weise lässt sich die Gleichstellung 
der Geschlechter bei Organisationsprivatisierung 

                                                                                   
absichern? Was sind die Vor- und Nachteile der 
verschiedenen Handlungsoptionen? 
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